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Bundesheer probt
bereits Bürgerkrieg
Die Bundesheerreform scheint zögernd
aber doch zu ihrem Ziel zu finden.
So sehr die breiten Attacken der BH­
Gegner in den Jahren 1970/71 ver­
suchten, die eigentliche Funktion des
Bundesheeres - nämlich: eine bewaff­
nete Staatsrnacht zum Selbstschutz
der Bourgeoisie zu sein - zu entlar­
ven trachteten, so sehr wurde von
offizieller Seite immer das Gegenteil
behauptet. Betont wurde immer die
sogenannte Primärfunktion der "Neu­
tralitätsverteidigung in Fällen inter-

nationaler Konflikte", Das war natür­

lich beim allgemein bekannten Zu­
stand des österreichischen Militär­
systems schwer zu beweisen. Daher,
so hieß es, müsse das Bundesheer re­
organisiert werden, um die "Schlag­
kraft" zu erhöhen, die vielzitierten
"Leerläufe " müßten beseitigt werden,
um die Effizienz zu erhöhen und die

dafür aufgewendeten Steuergelder
"besser" zu verwenden, Dabei wurde
bewußt und mit Betonung vornehmlich
von den Einsatztruppen, den Grenz­
schutztruppen oder auch schlicht von
der Landwehr gesprochen.

Diese Taktik verfolgte den Zweck
I der Verschleierung der wahren Funk­

tion der Reform: Denn selbstverständ­
lich wurde auch und gerade den Mili­
tärs und sonstigen "staatstragenden "
Kräften in diesem Lande früher als
die erst nach der großen Protestwelle
einsetzende Reform auf die Tages­
ordnung kam, klar, daß die eigent­
liche Legitimation des österreichi­
schen Bundesheeres nicht in der Ab­
wehrfunktion gegen einen ausländi­
schen Aggressor liegen konnte, Was
man lange Zeit vor allem unter dem
Druck der öffentlichen Meinung nicht
auszusprechen wagte, wurde inzwi­
schen aber um so besser vorbereitet
und beginnt nun in Form des "Objekt­
schutzes" Gestalt anzunehmen: Die
Funktion des Bundesheeres zur Nie-

derschlagung von Revolten und Auf­
ständen im Inneren.

Dabei geht man einen scheinbar
sehr schlau ausgedachten Weg: Ganz
Österreich soll durch Einbeziehung
praktisch der gesamten verfügbaren
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Comeback
des
Rohrstocks?
Berufsverbote in ÖSterreich
Die Fälle gemaßregelter oder entlas­
sener Lehrer häufen sich - und nicht
nur in den Bundesländern, von denen
man beruhigt sagen kann, es seien
nur die reaktionärsten Winkel unseres
Vaterlandes, Seyr, Forstner und Kai­
zar in Wien, M:mac'h in St. Pölten,
Peschek, Mayerl und Reupichler in
der Steiermark machen deutlich, daß
die bisher bekannten Fälle keine ein­
maligen Ausrutscher irgend welcher
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Fortsetzung von Seite 1

Bundesheer probt bereits Bürgerkrieg

läßlichsten Fraktion - den Militärs
wieder einen Logenplatz anzubieten.
Und die Anzeichen mehren sich:
Vom Sieg der indochinesischen Re­
volution über Portugal bis zu den
Bürgerinitiativen gegen die Atom­
kraftwerke (am erfolgreichsten spek-

takulärsten und die Zusammenhänge

am besten offenlegend z. B. in Wyhl,
Baden Württemberg).

In Österreich werden zwar keine der­
maßen profitträchtigen Industriali­
sierungspläne wie in der BRD mit dem
Raum Südbaden ("Zweites Ruhrgebiet "
von Basel bis Frankfurt) ausgebrütet.
der Zusammenhang zwischen Ka pital­
interessen insbesondere an Atomkraft­
werken und militärischem Schutz
gegen die Interessen der Bevölkerung.
liegt nichtsdestoweniger auch an den
Beispielen österreichischen Objekt­
schutzes klar auf der Hand.

Nr.16 (AnrU 75)
ItAntlflasch{:<\tlsches Aktlon.spro.~ramm der SPO"
"Die ~ntf'Uhrun~ aus un!\erer Sicht"(Lorenzentt.)
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"SEW-Die Zärtlichkeit einer Krake"
"Die Linke-Die TU1"'kei-und tU:rklsche Arbeits­
e",igranten lt

"Materialen zur Wyhlarbelt" ·Vietnam"

Nr.17 (Juni/Juli 75)
'Der deutsche Maoismus-kein Schritt vorwärts,
zwei nach rechts I M

"Portu.p,al-das Volk lernt im Kampf"
"Spanien-~'He Uhr läuft ab"
Kri tik der The.5en de~ SB
GEW-Ber"lin:Br.~ebni.5se der" Neuwahlen
"Strate,~ie eine.5 bP.trieblichen Abwe:hricampfes"
Redebeitra.~ der HAW(Homosexuelle Aktion WestberlJ
MWa.5 1st KlassenbcvuAtse!n"-Lucacs-Re?option
"Vietnam - kontJ"')vcrs"

"2. Han! test dr.r Arbeiter der Zei tun,! Re publ 1ca"

RedaI<tion: LM c/o Budt~ ;Commu,..'
, &K/in 45, Untt!t' dt!n EiciHNl EU d

Einzelilbo: iibt!t' Redaktion;
6 Ausgltben + VetVndkonen ~ 'O,SO DM
VOfIlUSZah/ung auf Posncheclckonto
Nr. 4020 94·104, O. &hütte, PscIY B/".W.

Vt!t'tri«J: an Wiedervt!t'buft!t' (RRO)
MIlU/wurf, , Bt!t'/in 62, CrrI/ntr.22

Preis: Berlin·West = ',00 OM - BHO s ,~"O OM

Man muß fast sagen, daß aber gott­
lob in Österreich alles etwas langsam
vor sich geht - so auch dieser Prozeß:
Bisher stehen erst fünf solcher Wach­
kompanien Gewehr bei Fuß; die "Aus­
erwählten" (bisher waren nur zwei
Kriterien auszumachen: Leute aus
der jeweiligen Region mit einem

Diese Wachkompanien finden ihre
Kristallisationskerne am Objektschutz
in den entsprechend deklarierten
"gefährdeten Zonen". So zum Bei­
spiel im Raum Tulln beim geplanten
und bereits im Bau befindlichen
Atomkraftwerk Zwentendorf, dem
Donaukraftwerk Grafenwörth und dem
Tullner Umspannwerk.

Die Dimensionen dieses ungeheuer­
lichen Spektakels der Bereitstellung
des Bundesheeres zum Bürgerkrieg
können wie folgt ermessen werden:

+ Von der Staatssicherheitsabteilung
des Innenministeriums (Hofrat
Dr. Bacheneck) wurden zunächst
7.000 (siebentausend!) "gefährdete
Objekte" in ÖSterreich geortet (ur­
sprünglich sollten es sogar 10.000
sein! ).

Reservemannschaften im Rahmen
der "umfassenden Landesverteidi­
gung" (nach der sogenannten Wehr-

doktrin vom Mai 1975) mit einem

Netz stets einsatzbereiter "Wachkom ­
panien" überzogen werden.

+ Je nach Lage und Art dieser Objekte
geht nunmehr das Bundesheer daran,
für eines oder je mehrere dieser
Objekte (im Ministeriums- bzw.
Bundesheerjargon: Schlagadern der
Wirtschaft) Monsterkompanien von
jeweils mindestens 150 Mann als
Schutztruppen aufzustellen.

+ Eine einfache Multiplikation (ca.
2.500 Kompanien mal 150) ergibt
somit für das Endstadium dieses
Projekts einen Mobilisierungsstand
von ca. 375.000 Mann. D. h. bei­
nahe jeder zwanzigste österreichi­
sche Staatsbürger wäre Mitglied
einer solchen Wachkompanie !

Von da zur totalen Militarisierung
und wenn nötig Faschisierung der
österreichischen Gesellschaft wäre es
nur noch ein kleiner Schritt. Daß
diese Anstrengungen gerade jetzt in
Zeiten niedergehender Prosperität des
kapitalistischen Systems geschehen,
kommt nicht von ungefähr: Wenn
sich die Gefahrenmomente, daß das
bürgerliche System an seiner eigenen
Unfähigkeit zugrunde gehen könnte,
häufen, beginnt sich das Bürgertum
zu formieren und der traditionell ver-
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"offensiv links"

KARL MARX

Man muß den wirklichen Druck noch
drückender machen, indem man ihm
das Bewußtsein des Drucks hinzufügt,
••• man muß diese versteinerten Ver­
hältnisse dadurch zum Tanzen brin­
gen, daß man ihnen ihre eigene Me­
lodie vorsingt !

LINKS, weil wir Widersprüche auf­
decken, Erfahrungen ins Be­
wußtsein rufen, Probleme
verallgemeinern, die die
Überlebtheit, ja Lebensge­
fährlichkeit des Kapitalis­
mus offenlegen - bei uns
in Österreich und in der
Welt. Links, weil wir die
Sackgassen in der Entwick­
lung der sogenannten sozia­
listischen Länder auch als
solche kennzeichnen.

Namentlich gekennzeichnete Artikel
müssen nicht die Meinung der Redak­
tion wiedergeben.

Einzelpreis: S 5,-
Abonnement: S 50, - jährlich

OFFENSIV, weil Verhältnisse, die
drücken, sich nicht von
selbst verändern.

off e ns i vIi nk s - solidarisch mit
allen Kämpfen gegen Aus­
beutung und Unterdrückung,
solidarisch mit allen Bewe­
gungen für den Sozialismus.
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AUe diese Vorfälle sollten für die
Linke, den bisher eher vernachläßig­
ten Bereich der Schule wieder in den
Blickpunkt rücken. Sowohl eine ver­
stärkte gewerksc haftliche Organisie­
rung der Lehrer und dam it ein e Ein­
flußnahme auf die Politik der Lehrer­
vertreter als auch die Intensivierung
der Kontakte Eltern-Schüler-Lehrer,
sollten ein Schwerpunkt weiterer Ar­
beit sein.

Zieht man in Betracht, daß dies nun
die Fälle sind, in denen die betroffe­
nen Lehrer nicht resigniert haben und
versucht en, ihren Stand punkt zu ver­
teidigen' so wird eines deutlich: Es
wird versucht, das Auftreten fort­
schrittlicher Lehrer bereits in den An­
sätzen zu verhindern. Denselben Ef­
fekt erreichen auch die Äußerungen
von Androsch und Sinowatz, daß es
plötzlich keinen Lehrermangel mehr
gäbe und etwa die Hälfte der Lehr­
amtskandidaten keine Anstellung fin­
den würden. Mit solchen Maßnahmen, '
die dem tatsächlichen Bedarf an Leh­
rern Hohn sprechen, kann bereits in
der Ausbildung ein genügendes Maß
an "Auswahl" getroffen werden.

Die teilv.'eise erfolgreichen Solidari­
tätsaktionen hahen ansatzweise ge­
zeigt, wie den Anfängen der Berufs­
verbote begegnet werden kann. In
Bruck an der Mur demonstrierten
800 Schüler, in Wien gah es Unter­
schriftenaktionen und Solidaritäts­
kampagnen, an denen sich auch die
FÖJ - Bewegung für Sozialismus be­
teiligte, in St. Pölten stellten sich
aUe Eltern und Schüler hinter den
gemaßregelten Lehrer, die Gewerk­
schaft der öffentlich Bediensteten
und die Personalvertretung demon­

strierten' was heute "Interessens­
vertretung" auch heißen kann, sie
ergriffen ausnahmslos Partei für die
Schulbehörden.

absichtigten Kompanien wurde nach
Zusammenstellung der Mannscha ft
entdeckt, daß "von den 160 Leuten
140 Kommunisten waren" (Spanocchi).
Offenhar funktioniert die Auswahl
"braver" Soldaten nicht ganz so wie
man hoffte, da anscheinend sogar in
die Ergänzungsabteilung des Militär­
kommandos Niederösterreich (wie in
diesem Falle) "linke Subjekte" ein­
gesickert und auf ihre Weise "sub­
versiv" tätig sind. Für die Ausfor­
schung dieses "Saboteurs" braucht

man nun Zeit - vielleicht ein auf-*
munterndes Zeichen?

Etwa zwanzig weitere Wachkompa­
nien sind zur Zeit in Planung, doch
gibt es hei der Vorbereitung momen­
tan eine Verzögerung mit recht in­
teressantem Grund: Bei einer der be-

überdurchschnittlich hohen Akademi­
keranteil) bekommen am Ende ihrer
entsprec henden Inspekt ion/ Instru k­
tion* die gesamte Ausrüstung - mit
Ausnahme der Waffen - mit nach
Hause.

* Drei bzw. sechs Tage für das
Kaderpersonal.
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.................a ..... Fortsetzung von Seite]

• .a Comeback des Rohrstocks?
... und wie man es macht: .. Bürokraten sind, sondern, daß es sich

• um eine Tendenz handelt, die bereits

,. .a in bedenklichem Ausmaß an bundes-
o Die Wachkompanien bestehen aus je vier Zügen zu wiederum je I

deutsche Zustände erinnert. Die Be­
vier Gruppen.,.a .' grün~~ng ,~st fast überal~ dies~lbe..

o Jedem der vier Züge ist mindestens je ein aktiver Gendarm oder . Von Gefahrdung der DiszIplm" tiberI" Polizist zugeordnet. Ob diese gleichzeitig die Zugskommandan- • i "Verletzung der Ehre der Schule" bis
ten sind war nicht zu eruierer,. zu dem ungeheuren Vorwurf, man

.. • hätte versucht, die gesetzlich vorge-
o Wichtigste Waffe der Schutztruppen ist nicht das sonst im Bundes-

.. •

sehenen Mitbestimmungsmöglichkei-
heer übliche Sturmgewehr (ein bekanntes Steyr-Exportprodukt), ten zu praktizieren.
sondern die wesentlich ältere amerikanische Rifle., Dieses Ge-I. wehr hat ein kleineres Magazin (acht Schuß), kann nicht auf .[
Dauerfeuer gestellt werden, hat dafür aber einen Bajonettauf- II. satz, Dies dürfte der entscheidende Vorteil für den Nahkampf- .i

• einsatz gegen aufrührerische Demonstranten sein, . . .:

o Im EinsatzfaU handelt es sich um eine sogenannte "Hilfeleistung i

• des Bundesheeres an das Innenministerium", Darüber, auf wel- ..!
, •~ che Gesetze oder sonstige Legitimationen die gesamte Aktion I!_ gestützt werden kann, scheint es zwischen Vertretern des Innen- .a;:.a ministeriums und den Militärs noch keine übereinstimmende "I
. Klarheit zu gehen. Oh § 2, Iit, b des Wehrgesetzes ("Aufrecht- I

.. erhaltung der inneren Ordnung und Sicherheit") oder etwa Ver- .al
i ordnungen der Landeshauptleute zuständig sind, ist offenbar:.a noch weitaus strittiger als ein möglicher Einsatz. ..:

I
'.. 0 Als Vorwand für den Plan der Schutztruppen dienen in den Er- "I,

läuterungen der Militärs ihren Mannschaften gegenüber, terrori-
,.. stische Anschläge von Baader- Meinhof' sehern Zuschnitt (Bau-

stellenbesetzungen durch Atomkraftwerksgegner wie z. B. inI" Whyl/Südbaden - "offensiv links" berichtete u. a. in der Nr. 15,i.. Juni 1975 darüber - werden dabei tunliehst nicht erwähnt) .

o Wenn trotzdem Bedenken aufkommen, die Schutztruppen könn­
ten nicht nur im Fall der "Häufung terroristischer Anschläge",
sondern auch gegen Demonstranten eingesetzt werden, so wird
dies mit dem Hinweis auf 1934 abgetan: "Was wolln's denn, so
etwas haben wir doch auch schon in der Ersten Republik gehabt!"



Hintergründe der Konflikte
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Fall "Seyr und
Forstner"

Veronika Seyr unterrichtet am BG/
BRG 15 seit zwei Jahren Deutsch
(Sondervertrag), Peter Forstner kath.
Religion (Vertrag).

Beide hatten sich gemeinsam mit eini­
gen fortschrittlichen Lehrern im Herbst
1974 anläßlich der Wahl der Lehrer­
vertreter in den Schulgemeinschafts ­
ausschuß (vgl. das neue Schulunter­
richtsgesetz , "offensiv links", Nr. 7,
Okt. 1974) für die Abhaltung einer
Lehrerversammlung eingesetzt, auf
der die Möglichkeiten des SchUG dis­
kutiert werden und die Kandidaten
für den Schulgemeinschaftsausschuß
ihr Programm darlegen sollten. Trotz
des Widerstandes konservativer und
reaktionärer Kreise in der Kollegen­
schaft kam diese Versammlung zu­
stande; der letzte Tagesordnungspunkt
(= Programme der Kandidaten) ging
freilich im Tumult unter, den di e
Konservativen inszenierten.

Die Wahl, bei der drei Lehrervertre ­
ter in den Schulgemeinschaftsausschuß
zu wählen waren, brachte dann einen
"politischen Erdrutsch" am BG 15:
Den Konservativen gelang es nur,
einen Vertreter in den Schulgemein ­
schaftsausschuß zu entsenden.

Daraufhin setzte die Diffamierungs­
kampagne der Konservativen ein:
Die Wahl zweier fortschrittlicher und
jüngerer Kollegen sei eine Undank­
barkeit gegenüber älteren, verdienst­
vollen Kollegen; ein harmonischer
Lehrkörper sei gespalten worden usw.

Seyr und Forstner wurden als Haupt­
verantwortliche für diese Entwick­
lung bezeichnet; und schon damals
galt es unter den Lehrern als offenes

Geheimnis, daß der Direktor Hofrat
Dr. Franz Salomon dafür sorgen wer­

de' die beiden im kommenden

Schuljahr loszuwerden.

Noch vor Weihnachten wurde es wie­
der ruhig am BG 15, bis sich ein Va­
ter über Seyr beim Direktor beschwer­
te, sie verführe die Schüler zu "sexu­
eller Libertinage". In Wirklichkeit
hielt ein Schüler eine Redeübung
über das freigewählte Thema "Die
sieben Fragen des Sexualkomplexes ".
Das Referat wurde von Mitschülern
heftig kritisiert, weil es sexuelle
Fragen 14jähriger gar nicht behandel­
te, sondern hauptsächlich von Potenz­
störungen die Rede war.

Vor Schuljahrsenue teilte der Direk­
tor Seyr mit, ihr Sondervertrag, der
mit 31. August d. J. ausläuft, könne
wegen Stundenmangel nicht ve.län­
gert werden. Das war eine Ausrede,
weil im nächsten Jahr am BG 15 ge­
nügend Deutschstunden vorhanden
sind und weil ein Personalvertreter
offen aussprach, Seyrs Vertrag werde
nicht verlängert, da sie nicht in die
"weltanschaulich -pädagogisch -poli­
tische" Linie des Direktors passe.
Dir. Salomon ist ein reaktionärer,
faschistoider Katholik...

Gegenüber Forstner hat sich Salomon
bis heute nicht geäußert. Forstner
wurde im April ins Erzbischöfliche
Amt für Unterricht und Erziehung
vorgeladen, wo man ihm mitteilte,
er müsse vom BG 15 versetzt werden.

Als einzige Begründung wurde ihm

vom Leiter der Personalabteilung des
Amtes - ein Mündelkind Salomons!
- mitgeteilt, Salomon wünsche seine
Versetzung, weil sein "Religionsun­
terricht nicht mehr Religionsunterric ht"
sei. Vom zuständigen Fachinspektor
wurde Forstner vorgeworfen, sein En­
gagement bei den Wahlen der Leh­
rervertreter in den Schulgemein ­
schaftsausschuß sei für einen Religions­
lehrer entschieden zu weit gegangen
und er erziehe die Schüler zu sehr
zur Kritik gegenüber Religion und
Kirche; außerdem betone er zu stark
soziale Fragen ..•

Seyr und Forstner diskutierten darauf­
hin mit fortschrittlichen Lehrern un­
ter der Kollegenschaft des BG 15 und
traten dann mit einem offenen Brief,
der an SSR und kirchliches Schulamt
adressiert war, an die Öffentlichkeit.
Präsident Schnell leitete sofort eine

Untersuchung ein; das Ergebnis: Seyr
bleibt am BG 15, Forstner - für den
in dieser Frage nicht der SSR, son-

dern die Kirche zuständig ist - muß
gehen! Ja das Erzbischöfliche Amt
für Unterricht will ihn an eine Schule
versetzen, an der er die Nachfolge
eines Kollegen antreten soll, der von
dieser Schule aus ähnlichen Gründen
wie Forstner vom BG 15 gehen muß I

Der Teilerfolg im Konflikt am BG 15
ist nicht das Verdienst Schnells oder
Seyrs bzw. Forstners: Die Entschei­
dung fiel deshalb so günstig aus, weil
Nationalratswahlen vor der Tür ste­
hen und die SP ihr Gesicht wahren
mußte und weil sich viele Zeitungen,
demokratische Organisationen und
Schüler - 138 Schüler aus 6 Klassen
forderten in einer Unterschriftenak­
tion den Verbleib Seyrs und Forstners
am BG 15 - mit Seyr und Forstner
solidarisch erklärten und so einen
Druck ausübten.

Dieser Teilerfolg kann und darf nicht
als Sieg über bürgerliche Kräfte ge­
feiert werden: Es ist lediglich gelun-

gen, das bürgerliche Lager zu spalten
und seine Widersprüche auszunützen.

Außerdem muß ein entscheidender
politischer Fehler zugegeben werden:
Es ist nicht gelungen, die Eltern­
schaft gegen die Maßregelung der
beiden Lehrer zu mo bilisieren. Nur
einige Eltern forderten die Einberu­
fung einer Elternversammlung, was
aber die Isolierung der Lehrer von
den Eltern bzw. die Isolierung der
Eltern untereinander verhindert hat.



Fall "Mayerl"
In der vom Fürst Schwarzenbergschen
Schloß dominierten Bezirkshauptstadt
Mur au (dem in Murau wohnhaften
Fürsten gehört fast das ganze obere
Murtal) spielte sich seit Herbst 1974
eine mittelalterlich anmutende Ver­
folgungsjagd gegen zwei demokrati­
sche Lehrer am dortigen Musisch­
Pädagogischen Gymnasium ab.

Im Oktober 1974 trafen sich die bei­
den Professoren M a y er I und Re u ­
pichler mit Schülerinnen und
Schülern der 8d Klasse, um die Situa­
tion, die durch das neue Schulunter­
richtsgesetz entstanden ist, zu be­
sprechen. Im Laufe dieses gemütli ­
chen Beisammenseins kam auch der
Deutschunterricht in der 8d Klasse
zur Sprache. Die Schüler äußerten
sich vor allem kritisch über die häu­
fige Anwendung des "Besinnungsauf­
satzes" ("Kann die Frau heute noch
ihrer wahren Bestimmung nachkom­
men?" "Ist die Arbeit Segen oder
Fluch ?" etc. etc.) durch ihren
Deutschlehrer und Klassenvorstand.
Die Schüler der 8d Klasse beschlos­
sen im Gespräch mit Mayerl und
Reupichler ein kritisches Hörspiel
zum Thema "Der Besinnungsaufsatz
des braven Mannes in Frage und Lö­
sung" zu produzieren und in einer
der nächsten Literaturpflegestunden
vorzuspielen. Mayerl, selbst Deutsch­
lehrer in der 7c Klasse erklärte sich
zur Mitarbeit am Hörspiel bereit.

Das Hörspiel wurde eine treffende
Charakterisierung und Kritik des ty­
pischen kleinbürgerlichen Bewußt­
seins (mit aktuellem Bezug auf den
Klassenvorstand der 8d Klasse). Der
Klassenvorstand der 8d reagierte auf
das Vorspielen des Hörspiels zwar
betroffen, forderte die Schüler aber
"progressiv" zu einem "echten Ge­
spräch" auf. Er weiß nichts von der
Mitwirkung Mayerls und Reupichlers
am Hörspiel. Zwei Wochen später
erfährt der Klassenvorstand durch die
Mutter einer Schülerin von der Mit­
arbeit der beiden Lehrer.

Von nun an beginnt in der Lehrer­
schaft - allen voran Direktor Go-
d i t s c h - ein wahres Kesseltreiben
gegen Mayerl und Reupichler. Diese
beiden Lehrer waren dem erzreaktio­
nären Direktor schon seit längerer
Zeit ein Dorn im Auge: \\1\
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Claude MANAC' H
Kollersberg 6

071 Böheimkirchen St. Pölten, den 21. 06. 197

An den Landesschulrat für Niederösterreich.

OFFENER BRIEF

Ich, Claude Manac'h, wende mich mit diesem offenen Brief an den
Landesschulrat für Niederösterreich, um in der Öffentlichkeit Klarheit in
meiner Angelegenheit zu erreichen.

Ich unterrichte Französisch seit Oktober 1972 am Musisch -Pädagogi­
schen Gymnasium St. Pölten als Austauschlehrer mit Sondervertrag .

Am Dienstag, den 17. Juni hat mir Direktor Prof. W. Meindl auf mein
rage mitgeteilt, daß mein Vertrag für das nächste Schuljahr an dieser
chule nicht verlängert wird, ohne mir sagen zu können, ob es sich um

eine Versetzung oder um die Beendigung meiner Lehrtätigkeit in Österrei
handelt.

Seit geraumer Zeit haben einige Kollegen in meiner Abwesenheit
behauptet, daß mein Unterricht mangelhaft sei. Um diesen Vorwurf zu
entkräften habe ich selbst am 8. März anläßlich eines Gesprächs mit dem
Direktor um eine Fachinspektion ersucht.

Am 16. Mai hat bei mir Herr Landesschulinspektor OSTR Kaltenecker

hospitiert. Anschließend hat er mir mitgeteilt, daß er meinen Unterricht

m großen und ganzen positiv beurteile, daß es aber für mich und den

Lehrkörper besser sei, wenn ich die Schule wechselte.

Da mir an der Fortsetzung meiner Unterrichtsarbeit speziell in den
Klassen sehr viel gelegen ist, nahm ich das Angebot des Elternvereins,

mich zu unterstützen, gerne an. An ein e r vom EI t ern ver ein
organisierten Unterschriftenaktion haben sich alle meine
Sc h ü I e run d der e n Elt ern beteiligt. Das Ergebnis dieser Unter­
schriftenaktion ist Ihnen bereits zugegangen.

Laut Aussagen des Direktors und eines Personalvertreters liegen gegen
ich folgende Anschuldigungen vor:

- Bei einer Schularbeit einer 8. Klasse habe ich den Ihnen bekannten
Text zur Übersetzung gegeben, der das alte Schulsystem in Frage stellt.

- Der von mir vorgeschlagene und von Ihnen beWilligte Text aus der
Filmkritik zu "Aus Liebe sterben" sei unmoralisch.

- Meine Unterrichtsmethoden und meine guten Bezieh ungen zu den
Schülern würden in anderen Stunden Unruhe hervorrufen.

Ich habe immer versucht gute Arbeit zu machen, und meinen L'nterrich
fortschrittlich zu gestalten; ich kann nicht verstehen, daß die oben
angeführten Gründe die Fortsetzung meiner Tätigkeit an dieser Seh ule in
Frage stellen. Daher ersuche ich um Verlängerung meines Vertr ages an
dieser Schule für das Schuljahr 1975/76.
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+ sie boten den Schülern das DU­
Wort an,

+ sie trafen sich mit Schülern auch
außerhalb der Schulzeit und spra­
chen mit Schülern über deren Pro­
bleme,

+ sie forderten die Schüler zur Kritik
an ihren Professoren auf (auch May­
erl und Reupichler wurden häufig
kritisiert). So bildete sich beispiels­

weise in einer Klasse ein Komitee,
welches die Kritik der Klasse an
den einzelnen Lehrern ausform u­
lierte und den Lehrern schri ftlich
überreichte,

+ sie brachten fortsc hrittliche Lehr­

inhalte. In Literaturpflege wurde
auch politische Literatur (Biermann,
Degenhardt) und am Beispiel der

Göbbels-Reden die Struktur faschi­
stischer Rhetorik behandelt.

Diese Versuche demokratischer Un-
, terrichtsgestaltung und des Abbaus

autoritärer Strukturen verunsicherte
das konservative Lehrerkollegium

und den Direktor, der seinen autori­
tären Einfluß immer mehr schwinden
sah.

In einer eigens einberufenen Lehrer­
konferenz (Eltern und Schüler wurden
trotz Schu! unterrichtsgesetz - der
Direktor überging es einfach - nicht

zugelassen) tobte der Direktor über
"den Geist der Zersetzung, der von
Mayerl und Reupichler in die Schule

getragen wurde". Er spaltet Mayerl

und Reupichler von der übrigen Leh­

rerschaft der Schule vollends, indem

er deren Mitwirkung am Hörspiel als
schändliches "In -den -Rücken-fallen"
eines Kollegen hochmoralisierte.

Die Rechtfertigung der beiden Lehrer
wurde großteils von den anwesenden
Lehrern nicht einmal verstanden.

Es folgten nun:

+ die Beschlagnahme des Hörspiels
durch den steirischen Landesschul­
rat,

+ Schülerverhöre durch den Direktor,

+ exemplarische Bestrafungen enga­
gierter Schüler; so wurde ein Klas­
sensprecher vom Direktor nach SS­
Manier (die Vergangenheit von
Goditsch ist ein eigenes Kapitel!)
vor der Klasse eingeschüchtert und
niedergebrüllt,
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+ Schikanen und Bespitzelung der
beiden Lehrer durch den Direktor;
Schularbeiten werden nachkorri­

giert, Direktor mischt sich in Un­
terricht von Mayerl und verbietet
ihm beispielsweise die von ihm an­
geordnete Sitzordnung der Schüler.

Der Direktor kommt in die Unter­
richtsstunden von Mayerl und wirft
ihm Pflichtverletzung, Willkür bei
der Notengebung, Unruhestiftung,
Widersetzlichkeit vor. Er erzählt den
Schülern, daß dem Lehrer die frist­
lose Entlassung droht, und fordert die
Schüler auf, mit Klagen zu ihm zu
kommen.

+ Gewerkschaft und Personalvertre­
tung stellen sich hinter den Direk­
tor,

+ Anfang Jänner 1975 droht der Lan­
desschulrat Steiermark mit der
Versetzung bzw. Kündigung von
Mayerl und Reupichler,

+ Verleumdungskampagnen gegen
Mayerl und Reupichler sowie allen,
die sich mit ihnen solidarisieren.

Mayerl und Reupichler werden als
Kryptokommunisten, Anarchisten be­
zeichnet und in einem Atemzug mit
der Baader-Meinhof-Gruppe genannt.
Die Elternvertreterin, welche sich
für Mayerl einsetzt, beschwert sich
in einem Schreiben an den Landes­
schulrat über die vom Direktor Go­
ditsch ausgestreuten Gerüchte, daß
in ihrer Wohnung Zusammenkünfte

linksradikaler, anarchistischer Leh­

rerkreise stattfänden. Der Direktor
scheut nicht einmal davor zurück,
ihr Ehebruch mit Mayerl zu unter­
schieben. "Mayerls Auto wurde öf-

I
'.:....--'-----'::..:.-

"Frag nicht soviel! Die war schon immer da, ge­
nau wie der Globus, der ausgestopfte Iltis, das
Schulgebet! Daswird schon alles einen Sinn haben!"

ters vor dem Haus gesehen. Dies
auch einmal um halbneun Uhr vor­
mittags als der Gemahl nicht zu
Hause war. ..

+ Spaltung der Elternschaft. Mayerl
und Reupichler wird vom Direktor
absolutes Sprechverbot mit Eltern
und Schülern auferlegt. Begrün­
dung: Verdunklungsgefahr! Ab­
sprachen! Eltern werden vom Di­
rektor einseitig informiert und zum
Schreiben von Beschwerdebriefen
veranlaßt.

Am 5. Mai 1975 wurde Mayerl als
Deutschlehrer in der 7c Klasse abge­
zogen. Die Eltern der Schüler prote­
stierten am 12. Mai in einem Schrei­
ben an den Landesschulrat gegen
dieses Vorgehen "einmal aus päda­
gogischen Gründen, zum anderen
weil Herr Prof. Mayerl ein ausge­
zeichneter Lehrer ist und zu unserer
vollsten Zufriedenheit unterrichtete ...
(Zit. Brief.)

Am 21. Mai antwortet der steirische
Landesschulrat den Eltern. Er begrün­
det diesen eindeutigen Akt politi­
scher Disziplinierung mit "Sach­
zwängen" und versteckt sich hinter
der Amtsverschwiegenheit :

"Das Abziehen des Vertragslehrers
A. Mayerls von der 7c Klasse erfolg­
te mit Zustimmung des Landesschul­
rats für Steiermark infolge dringender
schulischer und pädagogischer Not­
wendigkeiten. Diese Maßnahme be­
inhaltet kein Urteil über die Fähig­
keiten und Unterrichtsmethoden des
genannten Lehrers.

Der Landesschulrat ersucht um Ver­
ständnis, daß im Hinblick auf die
Amtsverschwiegenheit eine ausführ­
lichere Begründung nicht erfolgen
kann...

Wenig später erfährt Mayerl, kurz
vor Schulschluß, das er nach Juden­
burg versetzt werden soll.

Erst jetzt erfährt die Öffentlichkeit
von diesem "Lehrerskandal ... Trotz
des Bekanntwerdens der Vorfälle am

Musisch -Pädagogischen Gymnasium
Murau bleibt der steirische Landes­
schulrat bei seiner Entscheidung. An-

fang Juli bildete sich ein Solidaritäts­

komitee zur Unterstützung diszipli­
nierter Lehrer. Derzeit läuft eine

Unterschriftenaktion für Mayerl und*
Co.



Spittelberg: "Ein Haus für alle!"
Der Spaziergänger am Spittelberg
stellt zunächst keine Veränderungen
fest. Es ist alles wie vor einem, zwei,
drei Jahren. Im Kern des Viertels ver­
fallen die alten Barock- und Bieder­
maierhäuser, zwei, drei wurden von
privaten Hausbesitzern renoviert, die
der Gemeinde Wien gehörenden sind
nach wie vor ein jämmerlicher An­
blick - vernagelt, abgepölzt und
teilweise verlassen; die drei-vier­
stöckigen Gründerzeithäuser am Ran­
de werfen ihre Schatten auf einen
verödeten, toten Stadtteil.

Die Sanierung ist noch in weiter Fer­
ne, ja noch nicht einmal die Planung
ist abgeschlossen. Zwei Grundkonzep­
te stehen sich unversöhnlich gegen­
über: die Grund - und Hausbesitzer ,
die Boden - und Bauspekulanten wol­
len möglichst viel Profit machen.
Sie wollen die niedrigen, das heißt
unprofitablen, Häuser abreißen,
Büropaläste und Tiefgaragen bauen.
Wo dies durch den Denkmalschutz
vereitelt wird, planen sie ein snobi­
stisches Luxusgetto für zahlungskräf­
tige Mieter. Demgegenüber steht
das Revitalisierungs konzept der In­
teressengemeinschaft (IG) Spittelberg,
das den Bedürfnissen der derzeitigen
Bevölkerung des Spittelbergs und zu­
künftigen Bewohnern mit durch­
schnittlichem Einkommen entspricht.
(OL berichtete darüber mehrmals, zu­
letzt im August 1974. Stichworte:
Fußgängerzone, Grünflächen, ge­
meinschaftIiche Nutzung der innen­
höfe, soziale Durchmischung der Be­
völkerung' Verbesserung der Infra­
struktur, selbstverwaltete Komunika ­
tionseinrichtungen und Wohnungsko­
stenbeschränkung bzw. Finanzhilfen) .

PROFITINTERESSEN
DER GEMEINDE WIEN

Zwischen diesen beiden Vorstellungen
laviert und schwankt die Gemeinde­
verwaltung, ohne bisher eine Ent­
scheidung zu fällen. Immer wieder
wird versucht Profitinteressen zu
schützen. Da dies auf immer mehr
Widerstand in der Öffentlichkeit
stößt, wird eine Verzögerungstaktik
eingeschlagen. Außerdem hat die

Gemeinde Wien, durch ihre Bauge­
sellschaft GESIBA, selbst Profitinte­
ressen. Die Sanierungsvorschläge
sind dementsprechend: Luxuswohnun­

gen, Nobellokale, usw.

Gemeinderat Proseh, Bezirkspartei ­
obmann der SPÖ, meinte in einer
öffentlichen Versammlung am Spit­
telberg, daß alles so lang dauert,
weil die SPÖ bemüht ist, alle Inte­
ressen auf einen Nenner zu bringen.
In der Diskussion kam klar heraus,
daß er damit auch die Hausherrenin­
teressen meinte. Dazu eine Anmer­
~.mg: eine führende Gemeindepoliti­
kerin, Frau Vizebürgermeister Fröh-
lich-Sandner ist mit einem Ex-Ge­
meinderat der ÖVP, der Eigentümer
von mindestens einem Haus am Spit­
telberg ist, verheiratet.

DAS "ZENTRUM" IST TROTZDEM
IM ENTSTEHEN

Trotz alledem zeigen die vereinigten
Bemühungen von betroffener Bevölke­
rung, der IG Spittelberg und fort­
schrittlicher Öffentlichkeit Erfolge.
Der aufmerksame Spaziergänger kann
es sehen - im sogenannten Amerling­
haus, Stiftgasse 8, in dem ein selbst­
verwaltetes "Haus für alle" entsteht.
Dieses Amerlinghaus hat am Spittel­
berg eine zweifache Schlüßelposition.

1. Als Bauwerk: das rund 300 Jahre
alte Geburtshaus des Wiener Ma­
lers Amerling, ist das kulturhi 510­

risch bemerkenswerteste Bauwerk
im Viertel. Es hat einen wunder­
schön geräumigen Innenhof, eine
erhaltenswerte Architektur, es
steht seit Jahren leer und droht zu
verfallen, schließlich sei noch
festgestellt, daß es der Gemeinde
Wien gehört.

2. Als Idee: fester Bestandteil des
Konzepts eines Teils der IG Spit­
telberg und der Wünsche der Be­
völkerung ist ein Kommunikations·
zentrum, wobei sich die Vorstel­
lungen wesentlich von der bishe­
rigen Realität auf diesem Gebiet
unterscheiden. Im Gegensatz zu
bereits vorhandenen Einrichtun-

gen dieser Art der Gemeinde Wien
soll das "Zentrum" keiner be­
stimmten Altersschicht vorbehal­
ten sein, sollen die Besucher nicht
passiv konsumieren, sondern Anre­
gungen für aktive Betätigung er­
halten, soll das Haus und seine
Emrichtungen (Kantine) nicht
kommerziell geführt werden und
vor allem, es soll selbstverwaltet
sein.
Das Amerlinghaus ist für solch ein
Zentrum bestens geeignet.

Aus diesen Überlegungen heraus, hat
sich vor einigen Monaten ein Ver­
ein "Zentrum Amerlinghaus" gebil­
det, der sich zur Aufgabe stellte.

den Kampf zur Erre ichung dieses
Zieles und die spätere Gestaltung
der Tätigkeit im Zentrum zu organi­
sieren. Vorerst bestand der Verein aus
einigen, wenigen Aktivisten, die
schon bisher in der IG Spittelberg mit­
gearbeitet hatten. Vorarbeiten wur­
den in drei Richtungen geleistet.

a) Bedürfnisse in dem kleinen, über­
schaubaren Viertel wurden erho­
ben und die Wünsche der Einwoh­
ner gesammelt. Dabei konzen­
trierte man sich nicht auf die
ohnehin mobile Schicht üblicher
Kulturkonsumenten, sondern auf
die Menschen, die bislang ver­
nachlässigt wurden. Zielgruppen
sollen sein: Kinder, berufstätige
Mütter, Jugendlic he und alte
Leute. Letztere sind fast 50 0/0
der Spittelberger Bevölkerung.
Eine Trennung von "kulturellen"
und "anderen" Bedürfnissen wurde
erst gar nicht eingeführt. Man
will ein integrierendes Programm
anbieten: Essen, Unterhaltung,
Problemhilfe, Weiterbildung.

Ergebnis dieser Kontakte mit der
Bevölkerung war die Ausarbeitung:

b) eines detaillierten Konzepts für
ein multifunktionales Kommuni ­
kationszentrum . Kernpunkte sind:
Informationsdienst, Hilfe bei Be­
hördenwegen, Workshops, Musik,
Tanz usw. für Jugendliche, Spiel­
gruppen und Betreuung für Kinder,
Altenbetreuung, Heimhilfe, Klub­
tätigkeit;
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c) man begann den mühsamen Weg
durch die Instanzen.

WIDERSTAND DER
GEMEINDEVERWALTUNG

Politische Mandatare der Stadt Wien
waren entweder nicht "zus tändig"
oder nicht zu erreichen. Wurde ei­
ner zufällig oder durch Beharrlich­
keit doch erreicht, so erlosch im
selben Moment auf wundersame
Weise seine Zuständigkeit. Die Lei­
ter der verschiedenen Magistratsab­
teilungen waren jeweils nur für einen
winzigen Teilbereich verantwortlich
und es fehlte immer irgendeine
Stellungnahme einer anderen Abteil­
ung. Mit einem Wort: da kein ernst­
zunehmender Druck vorhanden war,

wurden die Aktivisten gefrozzelt,
die Obrigkeit spielte mit ihnen

"Vater, Vater leih mir die Scher' ".
Ein Vorstandsmitglied: es war wie in

einer Gummizelle, kein harter Wi­
derstand und trotzdem kamen wir

keinen Schritt weiter. Um diesen

Teufelskreis zu durchbrechen, m ll'3te
Öffentlichkeit hergestellt, mußte we­
nigstens ein Teil der Basis mobili ­

siert werden.

Diesen Zweck erfüllte ein "Fest für
alle". Schon in den letzten Jahren
wurden durct, die IG Spittelberg re­
gelmäßig Spittelbergfeste durchge­
führt. Diese waren jedoch reine Kul­
turkonsumationsangebote, die den Be­

suchern keine Perspektive eines
Kampfes boten. Der Verein "Zen­
trum Amerlinghaus" hat das erkannt

8

und legte das Fest bewußt als Auftakt

zu einer langfristigen Kam pagne an.
Zwar wurde auch in diesen vier Ta­

gen (12. - 15. Juni) ein reichhaltiges
Kulturprogramm geboten, doch die
Schwerpunkte lagen einerseits in der
ansatzweisen Demonstration des zu­
künftigen Lebens im Zentrum und
andererseits in der Diskussion und
Planung der nächsten Schritte. Um
die Erlaubnis zur kurzfristigen Nutz­

ung des Hofes im Amerlinghaus für
das Fest zu erhalten, mußte man sich
ein weiteres Mal in die Gummizelle
bege ben. Jedoch die Begriffe Fest,
Kunst, Kultur und die Namen einiger
bekannter Personen ließen die Wach­
samkeit der "Gemeindeväter" schrum­
pfen und so geschah es: Vizebürger­
meister Pfoch gab die Erlaubnis (wie
es sich später herausstellte, war das
eine halbillegale Entscheidung seiner­
seits, die es uns später erleichterte,
diesen Weg fortzusetzen), ja, es gab
sogar einige Subventionen von Ge ­
meinde und Bund, die ausreichten,
das Fest und die ersten Kampfschritte
nachher zu finanzieren.

EIN FEST DER SOLIDARITÄT

Während des Festes wurden die in
Massen kommenden Besucher mit
der derzeitigen Lage am Spittelberg
und mit dem Konzept des "Zentrum
Amerlinghaus" konfrontiert und auf­
gefordert, selbst aktiv zu werden.
In den vier Tagen traten annähernd
500 Personen dem Verein bei und be­
gannen auch gleich die nächsten kon­
kreten Schritte zu beraten. Das Er­

gebnis war der Beschluß über die ge­
nehmigte Zeit hinaus im Amerling­
haus zu bleiben, um 1. die positive
Entscheidung in Richtung Kommuni ­
kationszentrum der Stadtverwaltung
zu beschleunigen und um 2. mit
einfachen Mitteln zu zeigen, wie
man sich das künftige Leben im Haus

vorstellt

Siehe da, diese "Hausbesetzung"

(das Wort wurde vermieden, um
nicht durch Verbalradikalismus, an
und für sich kampfbereite, aber miß­
trauische ältere Bewohner des Vier­

tels auszuschließen) bewirkte einiges,
was bisher nicht erreicht wurde: Es

gab plötzl ich Zuständige, die auch
Zeit hatten und die den Verein als

Verhand lungspartner anerkannten.
Die Vizebürgermeister Fröhlich­

Sandner und Pfoch sowie einige Ge­
meinderäte hatten Zeit für ein län­
geres Gespräch mit dem Vereinsvor­
stand, nachdem schon vorher der
SPÖ- Bezirksobmann und der ÖVP ­
Bezirksvorsteher (unter dem Eindruck
einer sehr entschlossenen Versamm­
lung im "besetzten Amerlingha us ")
ein Telegramm mit der Forderung
nach sofortiger Freigabe des Hauses
zur allgemeinen Nutzung an den
Bürgerm eister unterzeichnet hatten.
Bei diesem Gespräch und auch seit­
her wurde die Taktik der Gemeinde
für alle Beteiligten klar erkennbar:
Der Tatbestand der "Hausbesetzung"
wird so weit als möglich ignoriert.
Man kann oder will (schließlich ste-

hen ja Wahlen vor der Tür) nicht da­
gegen einschreiten. Anerkennen
geht aber nicht, also tut man so, als
sei nichts geschehen, beschränkt sich
auf Apelle an die "Vernunft" und
sucht einen Übergangstatus aufrecht
zu erhalten; ansonsten wartet man
auf das Zusammenbrechen der Akti­
vitäten - seit 4 Wochen allerdings
vergeblich und wie die Stimmung ist,

sicher noch länger.

Gegenüber den Forderungen des Ver­
eins verhält sich die Gemeindebüro­
kratie flexibel. Grundsätzlich Zu­
stimmung in einigen Fragen, aber
immer vorbehaltlich der Klärung
einiger, meist baurechtlicher oder
verwaltungstechnischer Pro bleme.
Verzögerungstaktik und das Warten
auf bessere Zeiten (Abklingen des
Presseechos, Müdigkeit der Aktivi­
sten' Streitigkeiten mit der Bevöl­
kerung) bestimmt vorläufig das Ver­
halten der Behörden.

Frau Fröhlich -Sandner versprach die
Einrichtung eines, wie sie es form u­
lierte, "Haus der Begegnung" im
Amerlinghaus und den Beginn der Re­
novierungsarbeiten im Herbst 1975.

WIE WIRD ES WEITERGEHEN?

Vollkommen offen ist die Frage nach

den Pri nzipien der Führung und der
Tätigkeit. In ihren Vorstellungen ha-



Die Straffreiheit der Abtreibung we­
nigstens in den ersten 3 Monaten ist
besser als nichts, aber diese gibt noch
nicht die Möglichkeit dazu. Ohne
die entsprechenden Durchführungsbe­
stimmungen ist den Gegnern der Fri­
stenlösung Tür und Tor zur Verhinde­
rung des Schwangerschaftsabbruchs
geöffnet.

Schwangerschaftsabbruch ­

wer wagt, verliert

Nicht nur, daß keine Frau ein Recht
darauf hat, daß ein Arzt ihrem
Wunsch nach einem Schwanger­
schaftsabbruch nachkommt, hat sie
auch noch alle Kosten zu tragen, ob­
wohl das Kind nicht zu bekommen,
nicht nur für sie ein Vorteil ist.

DO
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Gesetz
und

Wirklichkeit

Der Arbeitsrechtliche Informations­
dienst für Dienstgeber macht in sei­
ner Ausgabe vom 17. Juni 1975 extra
darauf aufmerksam, daß die "lei­
stungsrechtlichen Bestimmungen des
Sozialversicherungsgesetzes nicht ge­
ändert wurden". So daß "ein Schwan­
gerschaftsabbruch ohne medizinische
Indikation grundsätzlich keinen Ver­
sicherungsfall darstellt und keine Lei­
stungspflicht der Krankenversicherung
auslöst" .

Nach Meinung der Dienstgebervertre­
ter besteht daher ebensowenig "sei­
tens des Arbeitgebers eine Entgelt­
fortzahlungspflicht aus dem Titel
einer Erkrankung". Wohlweislich wird
nicht darauf hingewiesen, daß auf-

Sollte irgend jemand geglaubt haben,
daß mit der Änderung des § 144 und
dem § 97 STGB sehr viel getan wur­
de, der wird jetzt nach einem halben
Jahr seit in Kraft treten der sogenann­
ten "Fristenlösung" zu einer anderen
Ansicht kommen.

Die langfristigen Aufgaben liegen im
Kampf um die endgültige Gestaltung
des zukünftigen Zentrums Amerling­
haus. Es geht um die erst malige
Durchsetzung eines Konzepts, das auf
den tatsächlichen Bedürfnissen der lle­
völkerung basiert und nicht auf dem
Repräsentier- bzw, Renomierbedürf­
nis der Politiker, oder gar dem Pro­
fitinteresse des Bürgertums.

E.H. *

Getestet wird aber auch die Bereit­
schaft und die Fähigkeit fortschritt­
licherflinker Öffentlich keit /Organi ­
sationen, autonome Kämpfe der Ba­
sis wirksam zu unterstützen und
gleichzeitig deren Autonomie zu
wahren.

Zentraler Punkt der Auseinanderset ­
zungen wird die Frage der Sei bst ver­
waltung sein. Hier ist der stärkere
Widerstand der kommunalen und
staatlichen Stellen zu erwarten, hier
liegt aber auch die Möglichkeit, ei­
nen exem plarisc hen, inhaltlichen
Kampf der Bevormundeten und Ver­
walteten um ihre Emanzipation zu
führen. Die Auseinandersetzung um
das Amerlinghaus scheint mir ein
Testfall in zwei Richtungen zu sein:
Ein Test der SPÖ-Rathausmehrheit ­
ist sie bereit, emanzipatorische Be­
strebungen der Bevölkerung zu unter­
stützen, bzw. wenigstens ihnen nichts
in den Weg zu legen oder wird sie zu
den üblichen Unterdrüc kungsmitt ein
des bürgerlichen Staates greifen
(erstes Alarmzeichen ist das rege1­
mäßige Auftauchen von Staats- und
sonstigen Polizisten im Amerling­
haus)? Interessant wird auch die Ant­
wort auf die Frage: SPÖ vor und nach
der Wahl, sein.

derzeitigen Betriebes. Der Hof und
ein Teil der Räume sind täglich von
12 - 20 Uhr geöffnet und erfreuen
sich regen Zuspruchs aller Alters­
stufen. Um den Betrieb besser ge­
stalten zu können, werden ständig
neue Mitarbeiter gesucht - vor allem
Leute, die kontinuierlich Zeit und
Erfahrung in Kinder- oder Jugendbe­
treuung haben. Ein besonders schwie­
riges Problem ist die Finanzierung des
laufenden Betriebs. Subventionsansu­
chen blieben bisher unbeantwortet.

Eine Schnorraktion brachte nur be­

scheidene Ergebnisse.

I
I

I
In der Zwischenzeit gab es eine Voll- I
versammlung des Vereins, in dem der I
bisherige zehnköpfige Vorstand auf
18 Personen erweitert wurde. Die neu-!
en Vorstandsmitglieder (neue Akti- I
visten, ältere Spittelberger, Arbei - I
ter, Angestellte) entsprechen der !
Veränderung der bisher vorwiegend I
studentischen Struktur des Vereins
und sind Ausdruck der erreichten Ba- I
sisverbreiterung. Die weitere Tätig­
k~it des Vereins teilt sich in kurzfri - I
shge und langfristige Aufgaben:
erstere liegen im Ausbau und der I
Sicherung ( vor allem rechtlich) des !

I

I

ben nach wie vor Bezirksmuseum,
Gaststättenbetrieb und bürokratische,
aufwendige Leitung zentralen Stellen­

wert, Wenig bis gar kein Entgegen­
kommen gibt es gegenüber der For­
derung der Selbstverwaltung (organi­
satorische Form soll der Verein sein).
Das Versprechen, alle diese Fragen
mit dem Verein weiter zu beraten
(Fröhlich-Sandner am 23, Juni: in
etwa 2 Wochen), wurde bisher nicht
eingehalten; wenn man absieht von
einer Mitteilung des Landesjugend­
referenten und Chef des Wiener
Jugendkreises Dr. Wanasek, daß er
jetzt für alles verantwortlich sei und
er, nachdem er sich sei bst einen
Überblic k verschafft habe, bereit sei,
mit dem Verein zu reden. I

Frau Fröhlich -Sandner versprach auch, li

daß der Hof und Teile des Hauses bis
zum Sanierungsbeginn provisorisch ge-!
nutzt werden können - natürlich vor- :I
behaltlieh der baubehördlichen Zu- i
stimmung. Zwar gab es schon am
nächsten Tag eine behördliche Be­
gehung, aber bisher keinen Bescheid.



Nun wurde schließlich die "Monta­
gebau-Gesellschaft" aus dem Bau­
ring gelöst und soll der "Wiener­
berger" zumindest zur Hälfte über­
geben werden. Die verbleibenden
Bauringteile sollen neu organisiert
werden. Hier wird uns wieder ein­
mal vorgespielt, wie man ein ge­
meindeeigenes Unternehmen rui­
nieren kann.

Das Pikante an dieser Angelegen­
heit ist, daß der "Bauring" als Un­
ternehmen vollkommen intakt und
gesund wäre, wenn er nicht die
oben beschriebene "Fremdverschul­
dung" hätte. Private Unternehmer
raufen sich jetzt um die einzelnen

Teile des gesunden "Baurings ". Die
Schulden werden sozialisiert, d. h.
die zahlt die Gemeinde Wien und

somit wir alle. A. R. *

Erscheint monatlich I
I

A~on: Pierre Freimuller. Rue<li I(üng,
Roll Nel, Beat Sch_ingruber

Adrw_: Rämistrasse 66. CH·8001 Zürich,
Tel. 0 (01)477530

AbonMment.: prO Jahr Fr. 15.-
(Ausland Fr. 18.-)

In..,••: Mosse-Annorn::eo AG. limmat·
quai 94, 8023 Zu,ich. Tel. U (01) 473'00

Bürgschaftsangelegenheiten : Für eine
Schweizer Gesellschaft, die verrnut ­
lich nur auf dem Papier existiert, war
eine Haftung für rund 60 Millionen
Schilling übernommen worden, an­
geblich zum Bau von Apartment­
häusern in Griechenland und Spani­
en, sie wurden nie gebaut. Eben­
falls eine Bürgschaft besteht gegen­
über den Firmen "Helios" und 'Wohn­
komfort" des ehemaligen SP-Man­
datars Martinuzzi, in welcher Höhe
ist nicht ganz klar. Jedenfalls wur­
den bereits 50 Millionen bezahlt,

nachdem die Unternehmen zusam­
menkrachten, weitere Millionen
sind entweder bereits fällig oder
werden es demnächst. Die ganze
Affäre wurde nochmals aufgewir­
belt, nachdem jüngst einer der
entlassenen Direktoren die Stirn
hatte, den Bauring auf Schadenser­
satz für Pension und Abfertigung zu
klagen.

A.Z. 8001 Zürich Rämislr.66o das arabische Subunternehmen
Grands travaux erhielt 55 Millionen
Schilling, obwohl nur ein Bruch­
teil der Leistung erbracht wurde,
usw.

Man kann sich auch
krankschrumpfen .. '

o so erhielt allein der Hauptprovi­
sionsträger 200/0 der Auftragssumme,

o am Flughafenbau war nach 18 Mo­
naten noch kein Baufortschritt zu
erkennen;

entstand ein Schaden von 673 Millio­
nen Schilling.

Nachdem dies nach und nach bekannt
wurde, setzte sich das Kontrollamt
in Bewegung. Plötzlich kamen im­
mer neue Löcher zum Vorschein.
Bezeichnenderweise waren es immer

meinte ein Bauunternehmer zur der­
zeitigen Politik der Gemeinde bezüg­
lich des Bauringes. Die letzte En t­
wicklung: Der Bauring wird zersplit­
tert, seine Teilfirmen an Private ver­
geben. Damit wird selbst der fakti­
sche Konkurs noch zur Gelegenheit
für die Konkurrenten des Bauringes.
Ursprünglich war er gegründet wor­
den, um eine kontinuierliche Wohn­
bautätigkeit in Wien zu garantieren.
Er sollte eine Konkurrenz zu den
Profitemachern am Wohnungsmarkt
darstellen, jetzt wird er wieder in
die Hände dieser Firmen übergeben.

Rekapitulieren wir: Der Bauring soll­
te, um die Auftragssumme von
1. 015 Millionen Schilling, in Saka­
kah eine Straße und in Khamis Mus­
hayed einen Flughafen bauen. Durch
eine katastrophale Unternehmungs-

I führung

ommuna
Q9litik

Ergibt sich daher im Anschluß an
eine Schwangerschaftsunterbrechung
und nach Ende des Krankenhausauf­
enthaltes eine Komplikation, ver­
bunden mit einer Arbeitsunfähigkeit,
so hat sich die Arbeitnehmerin krank
zu melden und dem Arbeitgeber un­
verzüglich eine Arbeitsunfähigkeits­
bestätigung beizubringen. Ab Datum
der Krankmeldung wird ein Kranken­

geldanspruch bestehen.

Da die Dienstgeber im allgemeinen
etwas dagegen haben, wenn ihre Ar­
beiterinnen Kinder bekommen, er­
scheint es vorteilhaft, sich vor einer
Abtreibung noch zu überlegen, bzw.
sich zu erkundigen, wie man sich
dem Arbeitgeber gegenüber verhal­
ten kann. Es ist nicht einzusehen,
warum dieser nicht wenigstens die
notwendige Zeit bezahlen muß.

O.M. *

Tritt im Zusammenhang mit dem
Schwangerschaftsabbruch während
des Krankenhausaufenthaltes eine
Kom plikation ein, ist ebenfalls erst
ab diesem Zeitpunkt der Versiche­
rungsfall der Krankheit bzw. Arbeits­
unfähigkeit und damit die Leistungs­
pflicht des Krankenversicherungsträ­
gers bzw. die Entgeltfortzahlungs­
pflicht des Arbeitgebers anzunehmen.
Zur Feststellung dieses Zeitpunktes
wird sich der Krankenversicherungs­
träger in jedem Fall eines ärztlichen
Gutachtens bedienen. "

"Während für die Zeit der stationä­
ren Pflege im Krankenhaus, soweit
es sich nicht um eine medizinisch
begründete Schwangerschaftsunter­
brechung handelt, eine Kostenüber­
nahme nicht möglich ist, liegt bei
der Folgeerscheinung des Schwanger­
schaftsabbruchs (häuslicher Kranken­
stand) bereits eine Krankheit im so­
zialversicherungsrechtlichen Sinn vor.

Solche Arbeitsunfähigkeiten sind da­
her anzuerkennen, und begründen
den Entgeltfortzahlungsanspruch.

Der Informationsdienst gibt an, daß
vom Sozialversicherungsträger die
Frage, wann von einem Kranken­
stand gesprochen werden kann und
wann die Kosten getragen werden,
wie folgt beantwortet wurde:

grund anderer Bestimmungen eine
zahlungspflicht vorliegen kann (z. B.
bei Angestellten bezahlte Freizeit für
Arztbesuch oder andere wichtige
Gründe § 8 Ang. G. ).
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Ein lieber Menschenfreund

Geklagte Parteien: 1) Gerhard Hay~r, Reda1<tcur der \;'ochcp.?xcss:·
"91 Wien, Nut-hg.:.sse 2, Pressehaus

2) Peter Rabl, R:-':L;lkteur der t','ochcnp"'-~s<:;e

1191 \'lie.n, l1uthgasse 2, Prt:'ssehiJu~-

3) Herbert Löwi, Pseudonym N. GI uth2.rfJ7ler-, Rcdak tr~,j:C

Arbeiterzeitung ,1050 {·,'ten, ~cchte Hien::e~l~~ r; J-:"
4) Ernst Zippel:er,Verant.wortl.P.~d.::.~;tS'urd ••\r:oei;.c:·­

zeitung,1050 vlien, Rechte vlienzeilc 93-9";
5) Dr.Erika Neubauer,Privat2,1180 \'iicn,Khcvenili.ilic!."­

gasse 6
6) Gerd Leitgeb, Redakteur d.Profil, 1010 h"ien,

Mare Aurelstr. 4
7) Mag. Klal~'· Ps>termal".!1, !t~da.ktC'l!r .. 1 190 \·!i."n,

Oberstein~rgasse 11/2/5
8) Dr.Nikolaus Pogany, RcdOikteur c.es "ECCO"

1070 \ücn, Seido::;ngasse J/3
9) Paul Kolm,Pri""ater, 1020 '.;'icn,V('n~c1igt:'::-2u 8

10) Fr i cdr ich i\r<:lrr.mer, RcdLlk tell r d~;:r Ze i. ti_li,]
"WESTEh'D" 1051 Wien, Pi]grar:'.g<l~;se :3

11) Dr.Rudolf Ba.chleitner,R,,~aktc:ur,lOlO

12) Dr.h'alter Fclber,Privatcr,1070 W.t2n,"'·ccDc·""·.'
13) Dipl.lng.?oland Sch~chcl,l!och!.,;cht.:J.<l~;si~;t"~n+::,

1040 Wien, Llisabetl~'Jliltz 5
14) Dipl.Ing.l\lfons Dworsky,BcalT!tcr, 1010 \'iiell,

Jordangasse 9
15) Pcter Stras5cr,RedaY.t'..'ur dcr Krcn'-!nzcilün<J

1191 Wien ,Muthgasse 2, Pressehaus

RA Dr .Heinrich Gussenbauer
1040 I"ien. Schleifmühlgasse 2

vertreten durch:

1<lagende Parteien: 1) Baurat h.c.Dipl.Ing.Or.Adalbert Kallingcr
Zivilingenieur für Bau·....esen
Bauuntcr:lciJmung Di?l. log. Dr .l\dallJcrt K~ll in,)'·,
"EWOG" EirJcntumswohnui1<js-Ud'.1-und Lct:ri('b~-

Gesellschaft m.li.H. Nfg.K.G. .
"KAWOG" Wohnungscigentumsgesellscho.ft m. b. 11.

sämtliche 1071 vlien, Wimberg'2rgass;~ 30

Museumstraße 12, 1010 Wien

,., .. ,.I"' ....... ·i···~ '~r 7~~. ··...,~l 2)

.3)
_., I.• '" I~.: ~ ". i ." ~,

1.._~ ...il __'_[..al. __ ~·~4)

___1Io1fl<ldloo

Baurat h.c. Dip!. -Ing. Dr. Adalbert
KaI Ii n ger, einer der großen Bau­
unternehmer Wiens, steht mit seinen
Aktivitäten zur Altstadtsanierung am
Judenplatz und Spittelberg seit län­
gerem im Mittelpunkt öffentlicher
Kritik. Diese wurde, unabhängig von
ihrem politischen Standort, von fast
allen Wiener Zeitungen getragen und
unterstützt. Den Hauptvorwurf gegen
Kallinger gibt vielleicht am besten
eine Schlagzeile der "Arbeiter-Zei­
tung" wieder:

"Kallinger : Denkmalschutz
als Geschäft. Die Liebe des
Bauriesen zur Altstadt ist
in Wahrheit ein sicheres
Millionengeschäft. "

wegen: Schadenersatz, Unterlassung und \iiderruf Streitwert S 9oo.o()',:,.

Beweis: Vorzulegende Handelsgregistcrauszüge, PV.

2 -

1.) Ich, der Erstkldger, bin behördlich autor.Zivilingenieur für

Bauwesen und geschoiftsf.ilhrcndcr Nehrheitsgesellschafter d0r Z""'eit­

Viertklägerin, die von mir gegründet wurde.

2.) Durch die von mir und die Zweit bis Viertklägerin entfalte tc

umfangreiche Bautätigkeit wurde durch 25 Jahre ein bedeutender Beitr,HJ

zur Erneuerung überalterter Bausubstanz geleistet. Diese unsere crfol{J­

reiche Bautätigkeit scheint aus persönlichEn Hotivcn das Mißfallen

verschiedener Leute geweckt zu haben, die schon seit cu. 2 Jahren ci:lc

Hetzkampagne gegen uns und besonders gegen den E:cstkläger in der öf f(.':-!.l

lichkeit inszenieren. Vor allem die Beklagten haben sich daran beson­

ders eifrig beteiligt und sind nicht davor zurückgeschreckt, auch

schwer ehrenrührige Äußerungen und unwahre bzw. entstellte ':'atsachen

in aller öffentlich1;:eit, meist durch Druckwerke zu verbreitcn, di8

hohem Maße geeignet sind, mein Ansehen als qualifizierter Fachmann

im Bauwesen und das der Zweitklägerin als angesehene, seit dem

Jahr 1926 bestehende Bauunternehmung und der Dritt- und Viertkläg~rin

als seit dem Jahre 1958 ("EWOG") und seit dem Jahre 1970 ("KAiWG")

bestehende Wohnbau träger zu schädigen.

Nun, Kallinger hat ein gesundes
Selbstbewußtsein. Anläßlich der
Präsentation seines Revitalisierungs­
konzeptes Spittelberg schrieb er "In

eigener Sache": "Ebenfalls selbstver ­
ständlich ist es, daß .•• Gegenstim ­

men ••. ertönen werden, wie dies
fast ausnahmslos bei allen im Blick­
punkt der Öffentlichkeit stehenden
Bauvorhaben der Fall ist und sind
beispielsweise die seinerzeitigen An­
griffe gegen die Erbauer der Wiener
Staatsoper, des Rathauses, des Parla­
ments und insbesondere gegen Adolf
Loos wegen des Hauses am Michae­
lerplatz in der Fachwelt zur Genüge
bekannt. Mit den zu erwartenden ne­
gativen Stellungnahmen würde ich
mich daher in ganz guter Gesellschaft
befinden. "

K 1 ag e 16 fach,1 H.:llbschr.,4 Vollmu ...:~,t"··:)

3.) Im einzelnen handelt es sich bei den von den Beklagtc:"l zu

verantwortenden Ehrenbeleidigungen und Kreditschädigungen um folgendE'

Fakten:

Es nützte nichts, er blieb verkannt,
seine Gegner unbelehrbar. Und seit­
dem beschäftigt er die Gerichte. Zu­
nächst mit Ehrenbeleidigungsprozes­
sen. Anfang Juni schließlich flatterte
eine Schadenersatzklage auf den
Tisch von 15 Leuten, deren Inhalt
ein grelles Schlaglicht auf das Denken
eines typischen österreichischen Un­
ternehmers wirft und die gleichzeitig
so kurios ist, daß wir sie trotz ihrer
Länge auszugsweise abdrucken'

h..!.l In der Ausgabe der "Wochenpresse" vom 17.7.1974 erschien ei n VOI71

Erstbeklagten verfaßter Artik.2l, in welchem ich, der En:tkl;ige:=, als

Bauspekulant , abbruchlüsterner Baurat bezeichnet und bez ichtigt werde,

unter denkmalschützerischen Vorwänden meiner angeblich liebs~0n ,,(".i :i(~­

keit, nämlich dem Abbrechen alter Häuser aus Spekula.tionsgriind~n nach-

l.!.1..l In der l\rbelterzeitung vom 5.7.1974 erschien ein vom Drittbeklagh'

verfaßter und mit seinem'PSeudonym Gluthanuner gezeichneter Artikel,

in welchem dem Erstkläger unterstellt wird, die Bemühungen der Gemeinu'

Wien zur Revitalisierung des sogenannten Spittelbergcs zu verhöhn~n,

und die unwahre Behauptung aufgestellt wird, es wiircn aus den betrc(­

fenden Häusern borel ts die Installationen herausgerissen word~n.......

11



.L.ll In eier Nr.20 vom 30.5.1974 des Wochenmagazins -PROFIL- wurde ein

VOn der FUnftbeklagtcn ver faßten Leserbrief veröffentlicht, in welchem

dent Erstkläger ein kulturloser Demolierwille nachgesagt und das

Verhalten eines rücksichtlosen Spekulanten vorgeworfen wird ........

100.000.-

1974

58,866.130.-

34,557.000.­

24.309.130.-

1973

34,232.984. ­

15,519.28t,.-

49,752.268.-

- 7 -

Ewog

Kawog

S 500.000.-

Hievon machen wir unter Vorbcha 1 t. der Ge 1tcndmachu:'1g

weiterer Ansprüche, zunächst nur 20%, somit

geltend.

Ermittlung halber wird ein Durchschnittsum:::;atz

SO Mill. p. a. zugrunde gelegt.

Bei einem durchschnittlichen Gewinn von 10% ergibt dies einen

G€"Jiinn von 5 Mill. p.a. Durch die Hetzkampagne wird eine Umsatzrnindc­

rung von 10% angenommen, weil zweifellos b~stimmte Wohnun(Jsintcres~er,t.~

infolge der Kampagne vom Kauf von Wohnungen bei diesen Firmen AbstClnd

nehmen. Ein weiterer Interessentenkreis wird wahrscheinlich e'cwägcn,

ob er das Risiko de9 Kaufes bei diesen "anrüchigen Firmen" auf sich

netunen soll, wenn er dafür entsprechend billiger kaufen kann, d.h.

solche Interessenten werden unter Berufung auf das Risiko b~;'

diesen in "schlechtem Ruf" stehenden Firmen den Preis ent5prechend

drücken; auch aus diesem Grund wird eine Minderung des Verkaufser­

löses um 10% angenofn.-nen und ergibt sich daraus eine ebenSO hohE::

perzentuelle Minderung des Normalgewinnes von 5 Mi 11. p.c1.um 10\

dieses Gewinnes, d. i. eine Gewinnminderung bzw. Verlust

!L1l b 1st offenkundig und bedarf daher wohl keines Beweises, daß

eine Hetzkampagne in dem Ausm.aß, wie sie von den Beklaqten gegen uns

in den Massenmedien durch Verbreitung unwahrer und herabsetzender Tat­

sachgen geführt wurde, nicht ohne nachteilige Auswirkungen auf unser

Ansehen gcwesen sein kann. Dies muDte zu einem entsprechenden Ver­

trauensschwund unserer Auftraggeber (Bauherren und Käufer von Eigen­

tumswohnungen) und daher zu einer UI'Qsatzminderung und damit zu einer

Gew1nnmindcrung führen. die bewertet werden kann wie folgt:

~ Dic nritt- und ViertkUiger haben aus Wohnungsvcrk.':i.ufen auf

eigenen Liegen5chaften in den Jahren 1973 und 1974 folgende Umsät~e

- 4 -

wird .........

l.t..!l Der Achtbeklagte hat als verantwortlicher Redakteur für einen im

Wirtschaftsmagazin -ECCO- vom 24.7.1974 erschienenen Artikel einzustehe

in welchem der Erstkläger als -Abbruchspezialist " bezeichnet und ihm

der Plan unterstellt wird, die Häuser am Judenplatz verkollUlen zu lassen

is die Mieter das Grausen packt und sie die Häuser ohne Ablöswohnungen

räumen. Ocr Erstkläger wird in diesem Zusammenhang auch als -Hausherrt!r.

Hafia" c1postrophiert.

1...L.!1l Der Zwölftbeklagte h 3:t in einem von ihm namens einer Interesse:,\­

gemeinschaft Spittelberg v~rf.aßten und mit 19.4.1974 datierten Flugbl.::·.

dem Erstkläger u. a. vorgew"rfen, Hausabbrüche mit sehr dubiosen Metho­

den zu versuchen und des nlchts Stromleitungen und Installationsrohre

aus deD'l Haus Stiftgasse 33 entfernen lassen zu haben.

~ Flugblatt vom 19.4. 1974,lnteressengemeinschaft Spittclber.,,:.

3,13) Der Dreizehntbeklagt~ hat in einer sogenannten Prcsseinformatior:

vom 4.7.1974 dem Erstkldge~ u.a. in Bezug auf das Haus Stiftgasse 33

"die überfallsartige Reduk::.ion der künstlerischen Suhstc::an2: ... " und

"die in~geheime DCr.tontage :;ämtl icher Ceb:iudcinstc::allationen" vorgewor fl..'~

Oberdies hat der Dre~ehntb~klagte im Flugblatt den Erstkläger au:::h

der Dcmolierung denkmalges,;hiltztcr Bausubstanz , der Mißachtung der

'AIl$tadtschutzzonen sowie der Deportation der Mieter beschuldigt und

schließlich dem Erstkläger cin "mctastasisches Auswuchern der privilt(:n

Spekulation" nachgesagt.

~~ei~..:. l"rcsseinformJlion vom 4.7.1974

~ "ECCO" vom 24.7.1974

1.L2.l In der im lctzten Quartal 1974 erz:chicnenen Nummer der Wi€mer

Dezirk:ozeütung "l'icstend"· erschien ein vom N~untbeklagtcn vcrfaßtcr

Brief unter der Uhc:rschrlft "Ocr wolf im Schafspelz·, in welchem der

I:;n:>t .... l,J<J\~'t al$ NC.1 unter elen B'-1u:ipekul~nten und AbLruchspeziali~tl.r.

S 750.000.-

usw. die mindestens

~ Neben dicser.t entgangenen Gewinn von mind S 1,250.000.-

haben uns die Beklagten auch alle jene Auf·....endungen und llaraus1agen

zu er!ietzen. die wir zur Abwehr der Hetzkampagne u.nd Verminderung

der nachteiligcn Auswirkungen macher. mußten. Es sind dies l\u!igaben

für Pressekonferenzen, Veröffentlichungen. erhöhte Werbekosten

von p.a.

~ Weitere Kosten bzw. finanzielle Einbußen sind, wenn auch eben

falls im Einzelnen exakt nicht nachweisbar, zweifellos durch die

!lill.. Eine weitere Auswirkung des "schlechten R'.Jfes" ergibt sich

daraus, daß ein bestinvnter Prozentsatz von Auftraggebern sich ab­

halten ließ, die Bauunternehmung Dipl.lng.Dr.Adalbert Kallingcr für

Bauten zur Anbotsteilung einzuladen. Diese negativen Untcrla5~un9<":l

lassen sich naturgemäß unmöglich im einzelnen Filll fe~tstellen und

kOnnen daher ebenfalls nur mit einem Wahrscheinlichk(üt5prozent~at7.

angenommen werden.

Der jährliche Umsatz der Bauunternehmung abzüg1ich der Wohnhauc­

bauten auf eigenen Grundstücken beträgt rund 300 Mill. Schi 11in(J. i\cnn

mur 5' Umsatzminderungen infolge Unterlassung von Einlad1.lOgen zur

Anbotsteilung erfolgt sind, ergibt dies eine Umsatzminocrung von

15 Mill.p.a. und bei einem dadurch verursachten Gewinncntgilllg

durchschnittlich S~ dieses Umsatzes einen Verlust

Hieven machen wir unJte:r Vorbehalt der Geltcndmachung

wei terer Ansprüche zun~chst nur 20t, somi t ~L.__ l5.Q;;..QQQ..:.:

6. ,0)Oa zumindest die meisten cler inkriminierten Äußerungen geeignet

sind, das Ansehen der Kläger zu schädigen und damit den~n Kredit und

berufliches Fortkommen ernstlich zu gefUhrd~n, lieqt .7luf d~~r Hano.

steht auch auß\~r Zweifel, daß die ßC5chuldiqtcn Hlrc: chrcnr<ihri<J"n

Behautpungen vorsätzlich und wohl auch wider besseres Wissen

aufgestellt haben. w~il ihnen schon nach Art und Inhal.t ihrer

Dehauptungen klar sein mußte, daß diese nicht wahr sind. Es sind

daher auch die Voraussetzungen nach § 1330 Abs.2 ABGB ebenso wie

Art. V der St raf .......... setznovelle 1929 er füllt, sodaß wir berechtigt sind,

von den Beschuldigten den ~Viderruf ihrer unwahren Behauptungen und

die Veröffentlichung dieses \'liderrufes zu begehren. Da offensichtlich

im Hinblick auf die trotz eingebrachter Ehrenbeleidigungsklagen gegen

uns andauernde Hetzkampagne eine Widerholungsgefahr besteht, sind wir

auch berechtigt, von den Beklagten die Unterlassung weiterer unwahrer

Behauptungen über uns zu verlangen. Dieses Begehren bewerten

wir mit

!.L.QL Auch zahlreiche weitere Leute, 50 u.a. die Herren Felix Dvorak.

Günther Feuerstein und Dr.Helmut Zi)k haben gegen den Erstkläger und

seine Firmen unwahre und kreditschädigende Behauptungen aufgestellt

bzw. weiterverbreitet, Da dies aber nicht durCh Druckwerke sondern

vornehmlich durch Rundfunk und Ferns~hsendungengescah, werden wir

diese Fakten gesondert verfolgen.

~ Ich,der Erstk1äger. habe die vorstehend angeführten falschen

Behauptungen und ehrenrührigen Angriffe der Deklagten auf meine Person

und mein berufliches Ansehen ~u'n Gegenstand von l"rp.sseehr('nbeleidigur:~

klagen gemacht. die beim Strafbczirksgericht Wien anhängig sind.

Neben der strafrechtljchcn Haftunl'J der Beklagten nach den §§ 487,483

und 491 StG bzw. nunmehr nach § 111 StGH (üble Nachrede) sind öie Dc­

klagten gem. § 1330 l\BGB zur vollen Schadensgutmachung verpE lichtet ......

l.t.12l Der Fünfzehntbeklagte hat in einem zum Interview des Vierzehnt­

beklagten verfaßten Artikel in der Kronenzeitung vom 22.4.1975 die

wahrheitswidrige Behauptung aufgestellt, die lIiiu~er Judenplatz 2

und Jordangasse 9 seien vom Abbruch bedroht, wobei ein Foto des

Hauses Judenplatz 2 gebracht wurde. von dem allgemein bekannt ist.

daß es von mir, dem Erstkläger bzw. der Viertklägerin restauriert wird.

Beweis: Kronen Zeitung vom 22.4.1975

l.!...!..il Der Vierzehntbeklagte hat 1n einem von der Kr':)nen Zeiteng am

22.4.1975 veröffentlichten Interview dcn Erstkläger als ""'b:'>ruch­

spekulanten" geziehen und ihm die Umgehung der gültigen Baugesetzc

vorgeworfen.

- 6 -
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Sieben Jahre
"Normalisierung" in der
CSSR

Noch bevor es zur ersten Verhandlung
kam. hatte Kallinger es sich wieder
überlegt. Er zog die Klage gegen und
nur gegen die Zeitungsleute zurück.
nahm damit natürlich dem Prozeß
die politische Brisanz. Seine Vor­
gangsweise begründete er in einem
drei Seiten langen Brief, er wolle
sich "dem unberechtigten Vorwurf,
der Presse den Mund zu stopfen unter
keinen Umständen aussetzen". Allen
anderen, nämlich den Informanten
der Presse. soll wohl der "Mund ge­
stopft" werden. Das kommt auch bil­
liger, als sich frontal gegen die Me­
dien zu stellen.
Die letzte Bemerkung ist in den
Augen Kallingers möglicherweise
auch schon ehrenrührig. Denn er ist
wie jeder Kapitalist vor allem Men­
schenfreund: "Ich bin im Rahmen
meiner Unternehmungen für das wirt­
schaftliche Wohl für rund 1. 000 Mit­
arbeiter und deren Familien, also für
ca. 3.000 bis 4.000 Menschen ver­
antwortlich. Meine Mitarbeiter ha-

, ben ein moralisches Recht darauf,

I
von mir Rechenschaft über meine
Tätigkeit zu verlangen. aus der sie
schließlich ihre wirtschaftliche Exi-
stenz ableiten. Wenn meine Tätig­
keit diskriminiert wird, sind auch
sie persönlich davon betroffen und
erwarten von mir die Ergreifung aller
Schritte gegen Verunglimpfungen,
die letzten Endes auch auf sie zurück­
fallen. Weiters besteht in der derzei­
tigen kritischen Wirtschaftslage die
Gefahr, daß durch den system atischen
Rufmord die ohnedies gefährdeten
Arbeitsplätze noch mehr bedroht
werden und bin ich es meinen Mitar­
beitern schuldig, dagegen alles in
meiner Macht stehende zu unterneh­
men. " (Aus dem erwähnten Brief an
die Zeitungsredakteure. )

Kallingers Meinung, wer aus wessen Tä­
tigkeit seine wirtschaftliche Existenz
ableiten kann, wäre nicht weiter tra­
gisch, sie spiegelt einfach das durch­
schnittliche Bewußtsein der Unterneh­
mer wider. Tragisch ist, daß der Arbei­
terbetriebsrat der Unternehmen Kallin­
gers sich diesen Standpunkt in einem
Schreiben an Politiker zu eigen ge­
macht hat. Solange sich hier nichts
ändert sind die Aktivitäten Kallingers
ungefährdet. Sie sind ja auch nicht
außergewöhnlich. so funktioniert eben
die kapitalistische Bauwirtschaft. Der
Bau der Wohnung ist nur Mittel zum
Zweck. Der Zweck noch allemal Prc:l....
fit. Jl{

Der 21. August 1968 wird mehr als
Ungarn 1956 oder Berlin 1953 in der
Diskussion auftauchen, wenn es um
Fragen des authentischen Sozialis­
mus, um Arbeiterdemokratie und
Verhältnis von kommunistischen
und Arbeiterparteien zueinander
geht. Sozialistische, kommunisti­
sche' revolutionäre Geister werden
sich an dieser Frage scheiden: wie
stehst du zur Tschechoslowakei, zur
Intervention der 5 Warschauer Pakt­
Staaten? Der Riß geht nicht nur zwi­
sehen feindlichen Brüdern, die we­
gen des jähen Endes des Prager Früh­
lings einander den Rücken gekehrt
haben; t rot z dieser Problematik
bleiben sie zwar mitunter auch bei­
sammen' aber solche Trutzgemein­
schaft sieht auch danach aus. Die
KPI und die PKP polemisieren offen

vor aller Welt wie zwei feindliche
Parteien, anscheinend ohne jeden
Konsens und inneren Zusammenhang
über weitaus weniger gravierende
Probleme wie: Pressefreiheit, Mei­
nungsfreiheit. Bündnispolitik. Die
KPF überrascht die dekadente Bür­
gerwelt und ihre versumpfte parla­
mentarische Demokratie mit der
Verheißung. niemanden im Falle
einer sozialistischen EntWicklung in
Frankreich zwangspsychiatrisieren.
gegen seinen Willen in Nervenheil­
anstalten einweisen zu lassen. über­
haupt alles zu unterlassen. was die
jetzige bürgerliche Verfassung in
Frankreich ohnedies verbietet. Ist
das ein Programm des Fortschritts.
oder eines der Versicherung von
Rückschritten im Falle eines Fort­
schritts ?

Was der 21. August 1968 - und was
alles so dahinter steckt. und das Ist
eine ganze Menge - an Bindungen
und Verbindungen aller Art getrennt
hat, wird auch kein Stalin mehr wie­
der binden können, kein alter und
kein neuer. Die eigentümliche Dia­
1ektik der Geschichte will es so. daß
dieser Tag nicht nur Denkmal eines
ungeheu erlichen Prinzipienbruchs un-

ter Sozialisten und Kommunisten ge­
worden ist. sondern damit auch zum
Anstoß des Kampfes und PrinZipien­
streites um unverfälschten Sozialis­
mus und Kommunismus. Damit wol­
len wir nicht in das Horn jener "frei­
heitlichen" Sozialisten stoßen, die
unter Sozialismus mit menschlichem
Antlitz allzugern das rosige Make-up
der Freiheit der Konkurrenz verste­
hen, in der stets einer über den ande­

ren triumphiert; - oder die Freizü­
gigkeit des Marktes. der alles regelt,
Menschen und Dinge. ihre Beziehun­
g en zueinander mittels dessen, was
in diesem System ihnen allen zu­
tiefst gemeinsam ist. nämlich der
Preis. Noch wollen wir die alte Trom­
mel jener Kommufiisten rühren. die
wie gute alte Chri sten zu den Quel­
len und den Vätern zurückgekehrt
sind, zur Komintern seligen Ange­
denkens und zu Stalin, "unter dem
Banner des Leninismus", und die
nicht verstehen wollen, daß zu Prag
1968 nicht von großen auf kleine Re­
visionisten Hand angelegt wurde völ­
lig form - und normwidrig, sondern
daß dort einem historisch neu zu sich
gekommenen (also authentischen) so­
ziali3tischen Prozeß der kurze büro­
kratische Prozeß gemacht wurde von
den ebenfalls in dieser Rolle durchaus
na ~h einiger Zeit der Schwankungen
sich selbst wiedergefundenen (also
authentischen) Erben des Stalinismus.
Wir wollen aber auch nicht in die
historische Kurzsichtigkeit jener An-
ti -Stalinisten verfallen, für die die

Zeit bei ihrem Anti -Stalin - Idol.
Stalins Gegenstück Trotzki stehenge ­
blieben zu sein scheint. Wir unter­
scheiden nicht fein säuberlich zwi­
sehen Überbau -Sünden und Unter-
bau -Unrecht. zwischen nur politisch
zu verändernden oder eben ökono ­
misch umwälzenden Herrschaftsfor­
mtn, sondern wir meinen, daß bei
beiden beides berührt werden muß,
wenn auch in unterschiedlichem



Maße und verschiedenartiger Arti­
kulierung. Die Umwälzung der Ba­
sis (der Produktionsweise und -ver­
hältnisse) brachte in keinem der
Länder, wo dies vollzogen wurde,
automatisch die entsprechenden Aus­
wirkungen im Überbau (in den Ver­
kehrsformen zwischen Staat und Ge­
sellschaft, zwischen Kollektiv und
Individuum).

Die wahre Tragödie des Prager
Frühlings besteht eben in dieser
unheilvollen Wechselwirkung zwi­
sehen bürokratischer Herrschaftssi­
cherung in den Übergangsgesell­
schaften auf der einen und imperia­

listischer Expansion und Dynamik in
den kaoitalistischen Metropolen auf

der anderen Seite. Aber der tsche­
choslowakische Prozeß 1968 ist der
historisch erbrachte Beweis dafür,
daß der Bürokratismus ein tief ver­
innerlichter Widerspruch in der Ar­
beiterbewegung selbst ist, daß die
Bürokratie nicht einfach losgelöst
von der Arbeiterschaft betrachtet
oder gar als vollkommen fremder,
feindlicher Gegensatz ihr gegenüber­
gestellt werden kann. Sonst wäre
der Erneuerungsprozeß als i n n e -
r e r Aufbruch im Prager Frühling
unvorstellbar. Solche Bewegungen
werden dann - wenn die interne Bü­
rokratie eines Landes nicht mehr
funktionsfähig ist - , wie am 21.
August 1968 von der "brüderlichen",
intakten, äußeren Bürokratie abge­
blockt und zunichtegemacht, weil
sie auch für diese eine Gefahr dar­
!tellen, und dies umso leichter, als
sie gleichzeitig auch eine Gefahr für

, die imperialistischen Länder und de­
ren Propaganda darstellen. Wäre der
Mai 1968 in Paris in seinen Auswir ­

kungen auf die Arbeiterschaft nicht j
von einer ähnlichen bu.rokratischen
Intervention seitens der Gewerkschaft
führung zum Scheitern gebracht war­
den - das Zusammenfallen dieser
beiden Prozeße, des antika pitalisti - I
schen in Frankreic...h und des antibüro-j
kratischen in der CSSR, hätte eine
völlig neue Perspektive des authen - I
tischen Sozialism us in Europa eröff­

net.

Wie sehr grundlegende politische Ver­
änderungen in den Übergangsgesell­
schaften ökonomischer Notwendigkeit
entsprechen, illustriert sehr gut die
CSSR in ihrer Entwicklung seit 1946.
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Auswirkungen der "Normalisierung"

Eine Übersicht der tschechischen und slowakischen Partei - und Gewerkschafts
presse der vergangenen sechs Monate spricht fUr sich: Während unverkäuf­
liche Waren in Milliarden-Werten gelagert werden (Ramsch), werden im­
mer wieder chronische Engpässe in der Versorgung des Binnenhandels be­
klagt (Nedelna Pravda, Bratislava, 28.3.1975 und Nova Slovo, Organ des
ZK d. KP d. Slowakei, Nr. 13/75). Die ständige Verteuerung der Waren
im Handel und Gastgewerbe kritisiert Sloboda (Bratisla va) am 21. 3.1975.
Von zehntausenden Beschwerden gegen schlechte Warenqualität schreibt
Rude Pravo am 13.5.1975. Das Problem der Fertigbauteile in der CSSR
wirft Sloboda am 23.5.1975 auf und stellt fest, daß laut amtlichen Anga­
ben mindestens 28.617 aus solchen Fertigteilen errichteten Wohnungen
ernsthafte Schäden aufweisen und repariert werden müssen. Rude Pravo
(Prag) bringt am 23. /24.1.1975 einen Bericht darüber, daß 3.400 Wohnun­
gen in der 3. und 4. Bauetappe steckengeblieben sind und vollkommen
unvollendet dastehen. Es nütze da wenig, daß um diese Zeit von den Bau­
arbeitern ein Sturmtempo (Sturmovstina) eingeschaltet wurde. Dafür gras­
siert in der CSSR die Wochenendhaus-Manie, wie Lud (Bratislava) am
3.1.1975 aufzeigt. 1930 gab es 23.000 Wochenendhütten, zwischen 1945
und 1955 kamen 22.000 weitere dazu. Bis 1971 erhöhte sich die zahl auf
150.000 !

Die Kriminalität im kleinen und im großen hält ebenfalls Rekorde. In
einer Übersicht über die Entwicklung der Kriminalität von 1952 bis 1973
wird festgestellt: Der St.<lnd von 133.664 im Jahr 1952 verurteilten Perso­
nen ging bis 1960 auf die bisher niedrigste Zahl von 47.985 Verurteilten
zurück. 1968 wurden 51. 711 Personen verurteilt. 1970: 107.761, 1971:
138.779, 1972: 139.078, 1973: 117.225 Personen, das ist 120 '10 höher als
der Stand von 1968 (Socialistcky zakonost 10/74). Tribuna, Organ des
ZK d. KPTsch, 9.4.1975, enthüllt die verschiedenen Korruptionsmetho­
den in den leitenden Stellen aller Lebensbereiche . Schon am 27.1.1975
wurde in der Pravda gegen die Plünderer von Staatseigentum Stellung ge­
nommen. Am 18.2. werden in derselben Zeitung die Methoden aufge­
deckt, mit denen Millionenverluste durch Mißwirtschaft und Mißbräuche
verursacht werden. Ein Lösungsversuch: Prace (Gewerkschaftsorgan) kom­
mentiert am 25. und 29.4.1975 das neue Arbeitsrecht in der CSSR. Hier
soll wörtlich zitiert werden:

"Eines der wichtigsten Gebiete, auf dem es durch das novellierte Arbeits­
gesetz zu Veränderungen kommt, sind die Änderungen bei der Auflösung
des Arbeitsverhältnisses durch Unternehmungen und Institutionen (Organi­
sationen) sowie bei der sofortigen Entlassung von Beschäftigten. Die Be­
stimmungen des § 48/Ic des Gesetzes zielen darauf ab, den Unternehmun­
gen eine qualitätsmässige Zusammensetzung ihrer Arbeitskollektive zu
ermöglichen, Beschäftigte wegen Nichterfüllung der in den Arbeitsvor ­
schriften festgelegten Anforderungen an die Ausführung vereinbarter Ar­
beiten zu kündigen..•

Zu einer neuen Formulierung komm t es bei der Begründung einer soforti­
gen Entlassung wegen Bedrohung der Staatssicherheit. Nach § 53/Ic der
Novelle kann das Arbeitsverhältnis mit sofortiger Wirkung gelöst werden,
(d. h. ohne Kündigungsfrist) wenn der Beschäftigte die Sicherheit des
Staates bedroht und sein Verbleiben im Unternehmen dessen normales
Funktionieren verhindern würde•.. "



"Hegel bemerkte irgendwo, daß alle
großen weltgeschichtlichen Tatsa­
chen und Personen sich sozusagen
zweimal ereignen. Er hat vergessen
hinzuzufügen, das eine Mal als Tra­
gödie' das andere Mal als Farce. "

Wir wollen nicht im Illustrierten­
Stil politische Ereignisse kommen­
tieren, aber die Entwicklung in Ar­
gentinien läßt sich ohne die Erwäh­
nung dieser äußerst dominierenden,

auf Persönlichkei ten beruhend en
Komponente schwer verstehen. In
Argentinien kostümieren sich die
Klassengegner und Klassenkäm pfer
fast ausnahmslos mit dem Gewand
des Peronismus, wie eng und weit
geschneidert der Begriff auch jeweils

Argentinien:
Isabei 's letzter Tango

Z.P. *

und politische, sondern auch reale
Bedürfnisbefriedigung auf höherer
qualitativer Ebene bedeutet. Sonst
ist es frommer Wunsch, Potemkin­
sches Dorf, Selbstlüge. Der antiimpe­
rialistische Kampf in den Ländern der
3. Welt richtet sich nicht allein ge­
gen Dekadenz und Unmoral der Herr­
schenden, er ist vor allem der kon­
krete Kampf gegen Ausbeutung und
Übervorteilung auf heimischen Boden
und auf dem Weltmarkt, er setzt sich
die Bekämpfung und Abschaffung des
Massenelends, des Hungers und der
Krankheiten zum Ziel. Der Kam pf
um Sozialismus, auch der Arbeits­
kampf muß sich - wenn auch nicht
am quantitativen so doch - am quali­
tativen Wohlstand, an Bedürfnisbe­
friedigung orientieren, die mit ande­
ren Mitteln aber durchaus effizient
den Konsummechanismen der kapita­
listischen Wirtschaft gültig und über­
zeugend entgegengesetzt werden kann,
anstatt diese in viel schlechterer
Quantität und Qualität zu kopieren.
Es geht also um politische und
ökonomische Versäumnisse, Mängel
und Fehler.

Es ist keine Schulmädchenrechnung,
wenn man annimmt, daß eine - von
uns keineswegs gewünschte, nur zum
Illustrationszweck fiktiv angenomme­
ne - Eingliederung der Tschechoslo­
wakei nach 1945 ins kapitalistische Sy­
stem in diesem Land mit einer ent­
wickelten Schwer- und Konsumgüter­
industrie eine wirtschaftliche Expan­
sion nur vergleichbar jener in der BRD
hervorgerufen hätte. Heute ist die
CSSR bereits von der unter weitaus un­
günstigeren Voraussetzungen gestarte­
ten DDR auf vielen entscheidenden
Produktionssektoren überflügelt wor­
den. Di e Ursachen für die unglaub­
lichen Fehlplanungen, für die gigan­
tische Ausschußproduktion, für Ver­

schleiß und Massendiebstahl an Gü­
tern und Leistungen ist in der Politik

der verantwortlichen Instanzen, vor
allem der Partei zu sehen. Diese
"kollektive" Vergeudung von uner­
meßlichen gesellschaftlichen Reich­
tümern geht und ging stets auf Ko­
sten der Massen der arbeitenden Be­
völkerung. Wenn wir keine so zia li ­
stischen Fetischisten sein wollen,
müssen wir zur Kenntnis nehmen,
daß Sozialismus nicht nur moralische Marx, "Der 18. Brumaire

des Louis Bonaparte "

I
Nicht nur welthistorisch, auch im
engeren historischen Rahmen eines'-----------....,.....----------------------,1 Landes wie des krisengeschüttelten
Argentinien scheint dies zuzutreffen,
sowohl was die seinerzeitige Rück-
kehr Perons an die Macht, als auch

I die Wirkung seiner zweiten Frau

I
Isabel betrifft. Läßt sich diese auch

I
gern als "Isabelita" rufen, sie ver­

11 mag den charismatischen Myt hos
! um die erste Frau Perons, Evita,

nicht nur nicht zu wiederholen, sie
ist bestenfalls eine Karikatur Evitas,
deren persönlicher Integrität und
Ausstrahlung auch Peron seinen ei­
genen Aufstieg verdankte.

~'~\ .~,
G v
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sein mag. Die bürokratisierten Ge­
werkschaften, Hauptpfeiler der Pe­
ronistischen Bewegung, berufen sich
ebenso auf Peron wie die Monteneros,
der linkeste Flügel der Bewegung,
der nach dem Tod Perons am 1. Juli
vorigen Jahres wieder in den Unter­
grund gegangen ist und der durch
aufsehenerregende Entführungen
und bewaffnete Anschläge von sich
reden machte.

Zu Perons persönlicher Erbschaft ge­
hört nicht nur seine zweite Frau,
sondern der hinter ihr als Graue
Eminenz bisher alle Entscheidun-
gen treffende und den neuen Kurs
im Land bestimmende Lopez Rega,
zuerst Butler, später privater Se­
kretär Perons. Er soll nicht nur die
ehemalige Night-Club-Tänzerin und
jetzige Ministerpräsidentin mit Pe­
ron bekanntgemacht haben, sondern
seit Perons Tod auch uneingeschränk­
ten privaten und politischen Einfluß
auf sie ausüben. Dieser Mann, der
als W ohlfahrtsminister mit dem aus
Vergnügungssteuern (Pferderennen,
Lotto, Toto, Abgaben von Spielca­
sinos) finanzierten Budget seines Mi­
nisteriums die faschistische AAA
(Antikommunistische Allianz Argen­
tiniens) gemeinsam mit dem Polizei­
chef aufbaute und gegen jede oppo­
sitionelle Bewegung tödlichen Terror
entfesselte, ist der Verfasser von so

illustren Büchern wie: "Esoterische
Astrologie", einer Sammlung seiner
Gespräche mit dem Erzengel Gabriel,
"Spiritistische Kenntnisse", "Die

Sprache der Sterne" und last not least
einer "Polizeilichen Astrologie"!
Vor allem aber seine Praxis solcher
"Wissensc haft" (gezi elte Mordan­

schläge, Folterungen, Auswerfung
von Kopfprämien u. v. a. m. ) trug
ihm im Volksmund den Namen "der
Hexer" ein.

Lopez Rega besetzte nach und nach
alle Schlüsselpositionen in der Regie­
rung und Verwaltung mit seinen Ver­
trauensleuten und ließ durch "seinen"
Wirtschaftsminister im Frühjahr 1975
einen Kurs nach brasilianischem Mu­
ster einschlagen: Einfrierung der Löh­
ne bei einer galoppierenden Inflation
(1974: 40% , 1975: 800/0)!

Der zweitbestgehaßte Mann in der
Lopez-Rega-Clique wurde eben die­
ser Wirtschaftsminister Selestin Rod­
rigo vollends, als er Anfang Juni d. J.
die drastische Erhöhung der Tarife
für Gas, Strom und Transport verkün­
dete (Benzin 200"/0, Milch und Brot
um 500/0).

Solche Maßnahmen bei Limitierung
der Lohnsteigerungsquote mit maxi­
mal 300/0 mußte logischerweise auch
die Spitze der GewerkschaftsbÜIokra-

tie zwecks Absicherung dieser Politik
aufs Visier nehmen. Die bis dahin

den mörderischen Machtkampf zwi­
sehen Rechts- und Linksperonisten eh­
er abwartend verfolgende argentini-

I
sehe Arbeiterschaft reagierte nun auf
den massiven Angriff au f ihre mate­

11 riellen Existenzmittel mit erhebli-

[1,'1 eher Radikalisierung. Streiks, Demon­
strationen, Zusammenstöße mit der

'I' I Polizei häuften sich, und die vorerst
auf Mäßigung bedachte Gewerkschafts­

iI bürokratie trat angesichts der Bedroh-

1,
1 ung ihrer Positionen und der Gefahr
I des Verlustes der Kontrolle über die

Arbeiterschaft die Flucht nach vorne
an. Als die zwischen llnternehmern
und Gewerkschaften ausgehandelten
Lohnerhöhungen bis zu 1300/0 von der

, 1I Regierung storniert und auf 50% ma-
ximal heruntergesetzt wurden, wurde

I ein Generalstreik ausgerufen, der

I
das Land buchstäblich lahm legte .
Auch der letzte verzweifelte Schach-

zug der Witwe Perons schlug fehl:
ihre Erklärung vor 500 Offizieren am
Tag der Ausrufung des Generalstreiks,
sie würde für ihr Land selbst ihr Le­
ben opfern, wurde mit eisigem
Schweigen quittiert. Die neutrale
Haltung der Milit ärs, die selbst be­
stimmen wollen, wann sie und wie
sie intervenieren, sowie die Ent­
schloßenheit der Arbeiterschaft führ­
te zunächst zu einer Ka pit ulation der

Regierung in Form ihres geschlosse­
nen Rücktritts und der Akzeptierung
der ursprünglich ausgehandelten l.ohn­
erhöhungen. Damit ist eine noch
dramatischere Zuspitzung der politi­
sehen Situation bis zum Umschlagen
in einen Militärputsch und/oder
Bürgerkrieg abgewendet worden. Die
GewerkschaftsbÜIokratie, die bei
dem Konflikt selber erheblich unter' s
Diktat ihrer eigenen Basis geraten
war, beeilte sich nach Abbruch des
Generalstreiks zu versichern, daß
ihr an der Gesundung der nationalen
Wirtschaft gelegen sei, weshalb sie
die von ihr geführte Arbeiterschaft
dazu verpflichtete, monatlich einen
Tag unentgeltlich zu arbeiten!

Damit ist aber das Ende des Systems
in Argentinien nicht aufgehoben,
sondern nur kurzfristig aufgeschoben

worden. Denn hinter den Käm pfen
um politischen Einfluß steht die
eigentliche Ursache aller Bewegung,
die wirtschaftliche Entwicklung des
Landes.
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Perons Comeback beruhte auf der
Illusion, er würde mit seinem Pre­
stige bei Unteren und Oberen, bei
der nationalen Bourgeoisie, beim
Mittelstand und bei der Arbeit er­
schaft, Wunder wirken. Die ver­
alteten Produktionsstrukturen des
Landes führten zur Stagnation, und
die Frage war, auf wessen Rücken

A. E. : Ford hat schon diese Verhand­
lungsform, langfristig ist das für alle
davon betroffenen Arbeiter nachtei­
lig. Kurzfristig bekommen Firmen
mit niederem Lohnniveau höhere
Lohnzuwächse, aber langfristig

schaut weder für die Schwächeren
noch für die Stärkeren mehr heraus.
Betriebe mit besserer gewerkschaft­
licher Verhandlungsposition müssen
auf diesen Vorteil verzichten, die
schwächeren Betriebe verlieren so in
den stärkeren Betrieben ein Kriterium,
dem sie nachstreben können. Einkom­
mensnivellierung, schön und gut, aber
wie können wir kontrollieren, daß die
Opfer, die die "Vorreiterbetriebe "
bringen, den Arbeitern in den ande­
ren Betrieben wirklich zugute kom­
men?

wurde. Leider wurde der Streik nicht
sehr käm pferisch gefÜhrt. Es wurden
keine Streikposten aufgestellt. es gab
keinen Versuch sich den internationa­
len Machinationen von Chrysler in
den Weg zu stellen, kaum Massen­
meetings während des Streiks, keine
Streiknachrichten vom streikanfüh­
renden Betriebsrätekomitee. Die
Streikenden verbrachten die meiste
Zeit, isoliert voneinander, zu !·Iause
in ihren eigenen vier Wänden. Die
offiziellen Gewerksc haftsorgane spra­
ehen sich gegen den Streik aus. Sie
zahlten bis jetzt keine Stre ikunter­
stützung und sie stellten ihre Gehä u­
de nicht als Streikhauptquartiere zur
Verfügung. Das ist kein Einzelfall:
950/0 aller Streiks hier in Mitteleng­
land sind "wilde" Streiks, die nur
selten im nachhinein von den Ge­
werkschaften unterstützt werden.
Nach dem Streikbeginn machte die
Unternehmensleitung ein Angebot
die Löhne um 8 Pfund wöchentlich
anzuheben, unsere Forderung steht
aber bei 15 Pfund.

OL: Zugleich schlug das Management
vor, die betriebsbezogenen Lohnver­
handlungen zugunsten gemeimamer
überregionaler Vereinbarungen aller
Chrysler-Firmen in Großbritannien
aufzugeben. Was halten Sie davon ?

G.J.: Die Unternehmensleitung woll­

te Lohnverhandlungen hinausschieben.
Wir haben jetzt Preissteigerungen von
30/0 im Monat, das ergibt in diesem
Jahr eine dreißigprozentige Inflation.
Es war klar, wir wollten unsere Lohn­

erhöhung so bald als möglich. Die
Unternehmer stiegen auf keine Ver­
handlungen ein. So empfahlen An­
fang Mai die Betriebsräte in den Streik
zu treten, was von den 4.000 Arbei­
tern in einer Massenversammlung mit
überwältigender Mehrheit gebilligt

OL: Was war der unmittelbare Streik­
anlaß und wie verlief der Streik?

Interview mit zwei Chrysler-Betriebs­
räten (A. Enever, G. Jones)

Der Chrysler-Streik in Coventry

OL: Wie kam es zum Streik? I
I

I

G.J.: Unser Werk hatte bis 1969 ein I
Akkordlohnsystem . Die Beschäftigten I
erreichten bis dahin die höchsten I
Löhne unter den manuellen Arbeitern
in den Autofirmen um Coventry. I
1969 wurde dann bei Chrysler ein I
Zeitlohnsystem, verbunden mit ana­

lytischer Arbeitsplatzbewertung, ein- j
gesetzt. Am Anfang fuhren wir da - I

mit, was die Lohntüte betrifft, recht I
gut. Aber das stellte sich als lock­
mittel heraus. Im Laufe der Zeit ver- I
loren wir bei den Löhnen den SPitzen-I
rang. In Großbritannien gibt es die
Regel, daß man bei Stücklohnsyste- I
men besser abschneidet. Mit unserer I
Vertretungsstruktur unmittelbar am i
Arbeitsplatz besitzen wir eine gute
Kontrolle über alle akkordähnlichen
Lohnsysteme. Bei den verschieden-
sten Zeitlöhnen bekommt aber wie-
der das Management leichter die
Kontrolle in die Hand. Hier in Co­
ventry bekommen Arbeiter in Betrie­
ben mit Stücklohn bei vergleichba-
ren Arbeiten oft 10 Pfund wöchent-
lich mehr an Lohn ausbezahlt. Wir
erhalten ca. 50 Pfund wöchentlich
(weniger als 2.000 Schilling). So
war das Zurückbleiben unserer Löhne

gegenüber vergleichbaren Firmen ein
Grund für den Streik.

Großbritannien: Reformistische Militanz

*Z.

ihre Sanierung erfolgen sollte.
Peron versuchte es auf seine Weise:
er propagierte ein "großes nationa­
1es Übereinkomm en ", das die Ge­
werkschaften und die nationale Bour­
geosie hinter der Regierungspolitik
vereinigen sollte, die auf die Dritte
Welt orientiert war, die Öffnung zu
den Volksdemokratien anstrebte und
die multinationalen Konzerne zu­
gunsten der Akkumulation der na tio­
nalen Kapitale zurückzudrängen ver­
suchte. Als dann LucHer mit Beel­
zebub ausgetrieben wurde, brauchte
man den Teufel nicht mehr an die
Wand zu malen: er stand leibhaftig
da. Der Schwarzhandel blühte, die
Währung verfiel, statt zu investie­
ren, wurden Spekulationsgeschäfte

en gros betrieben. Der "Plan Rodri­
go" nach dem Tod Perons bestand
eben darin, "höherer" kapitalisti­
scher Logik Rechnung zu tragen.
Dem multinationalen Kapital wurde
Tür und Tor geöffnet, durch Abwer­
tung wurde der Export angekurbelt,
Kreditbeschränkungen zur Dämpfung
der Inflation eingeführt.

Und damit war der kapitalistische
Teufelskreis auch in Argentinien
wieder einmal geschlossen.
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OL: Ich glaube, der beschränkte Cha­
rakter des Streiks zeigt sich u.a. da­
rin, daß Premier Wilson die Arbeiter
von Chrysler mit ihren eigenen Waf­
fen angreifen kann. Nach dem Pro­
gramm der Labour Party und der mei­
sten Gewerkschaften, müßte die
Autoindustrie schon längst verstaat­
licht sein. Die Streikenden betonen
nachdrücklich, in ihrem Streik geht
es nur um eine Lohnfrage. Trotzdem
scheut Wilson nicht davor zurück, die
Arbeiter als Fa.lschspieler zu bezeich­
nen' er sagte sie sprächen von höhe­
ren Löhnen, meinten aber tatsächlich
Nationalisierung. Das zeigt irgend­
wie das politische Klima, wenn eine
Verstaatlichungsforderung (auch wenn
sie gar nicht gestellt worden ist) als
Mittel der Diskreditierung dienen
kann.

G.I.: Wilson hat recht, es war ein
politischer Streik, nur wurde das den
Streikenden erst nach der Erklärung
Wilson' etwas klarer. Daher wurde
die Forderung nach Nationalisierung
von den Betriebsräten nicht erhoben.
Indem sich Wilson zum Beschützer
des Multis Chrysler aufspielt, richtet
sich auch der Streik gegen ihn. Wei­
ters ist ein Kampf von einer solchen
Größenordnung und mit einem sol­
chen Gegner in seinen Auswirkungen
politisch. Momentan schien es aher
den meisten Streikenden nur um
einen höheren Lohn zu gehen.

OL: Chrysler droht sich aus Großbri­
tannien zurückzuziehen, da es dort
in den roten Zahlen stecke.

A.E.: Allein eine solche freche Dro·
hung, in der tausende Arbeiter als
Geisel verwendet werden, würde
eine Nationalisierung rechtfertigen.
Das mit dem Verlust ist Unsinn. Die
Produktion steigt ständig, letztes
Jahr gab es kaum Arbeitsausfälle
wegen Streiks. Was bedeuten die be­
haupteten 700 Millionen Schilling
Verlust? In Großbritannien sind die
Profitsteuern höher als im Iran oder
in der Schwe i 7,. Durch interne Ver­
rechnungsmanipulationen können die
Multis überall Verluste oder Gewinne
nach Belieben deklarieren. In die­
sem Sinne machte eben Chrysler
letztes Jahr in Großbritannien Ver-
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luste. Sicher steckt die Autobranche
allgemein in einer Krise. Wir ha­
ben diese nicht geschaffen. Wenn

Chrysler nicht mehr imstande ist
tragbare Löhne zu zahlen, so ist das
ein weiteres Argument für eine Na­
tionalisierung.

OL: Chrysler schlug nun in der Krise
ein Mitbestimmungsmodell vor. Was
bedeutet es? Wie reagierten die Ge­
werkschaften?

A. E. : Die Betriebsräte in ihrer Ge­
samtheit sind sich noch nicht im kla­
ren. Die Gewerkschaftsspitzen unter­
stützen dieses Modell. Sie würden in
ein paar Gremien mehr sitzen und
könnten sich so der Illusion hingeben,
mehr Macht als zuvor zu besitzen.
Unsere Stellung: Mitbestimmung in
der Krise ist zwecklos. Was haben
wir davon, wenn uns durch die Ge­
schäftsbücher, egal ob sie frisiert
sind oder nicht, nachgewiesen wird,
wir sollten Maßhalten bei den Löh­
nen und schneller arbeiten. Das Ma­

nagement schlug eine Profitbeteili ­
gung vor, es sagte bei anderen Gele·
genheiten, in Großbritannien keine
Profite machen zu können. Am ge­
fährlichsten in den Management­
Vorschlägen erscheint uns der Ver­
such den Betriebsräten ihre Autono­
mie zu nehmen. Sie sollen sich in
langatmigen Lohn - und Schlichtungs­
prozeduren der Belegschaft entfrem­
den, die Streikwaffe soll stumpf wer­
den, denn die Sprüche der Schlich­
tungsstellen sollen bindend sein.

OL: Die Presse versuchte die Ehe­
frauen der Streikenden gegen ihre
Männer auszuspielen.

A. E. : Ja das stimmt, manchmal er­
folgreich. Ich bin glücklich sagen zu
können, daß meine Frau später eine
Gegenaktion startete und so den
Presseleuten vor dem Fabrikseingang
das Vergnügen verdarb, ein Bild der
unpolitischen, rückschrittlichen
Arbeiterfrau der Öffentlichkeit vorzu­
stellen. Diese Aktionen halfen den
Männern zu erkennen, daß es ent­
scheidend ist, die Frauen in Diskus­
sionen und Aktionen über den Streik
von Anfang an einzubeziehen.

OL: Nun die letzte Frage: Was heißt
das, die britische Arbeiterschaft sei
militant? Militant auch politisch?

A. E. : Im internationalen Maßstab
sind die britischen Arbeiter und auch
die Gewerkschaften militant, aber
nur in gewerkschaftlicher, defensiver
Hinsicht: Sie meinen sie seien für

Löhne und Arbeitsbedingungen zu­

ständig und die Labour Party für die
"große Politik". Sie wollen der La­
bour Party nicht ins Geschäft pfu­
schen, dasselbe erwarten sie von der
Labour Party ihnen gegenüber in ge­
werkschaftlichen Fragen. Ein anderes
Beispiel: Bei den meisten Gewerk­
schaftskongressen wird zunächst ein
allgemeines Bekenntnis zum "Sozial­
kontrakt .. abgegeben (die Regierung
verspricht niedere Lebensmittelpreise
und höhere Sozialleistungen und die
Gewerkschaften versprechen Lohn­
mäßigung). Im konkreten Forderungs­
programm sind die Gewerkschaften
dann nicht mehr so maßvoll. Ideolo­
gisch sind sie für Klassenharmonie
aber in der unmittelbaren Praxis sind
verschiedene Gruppen in der Arbeiter­
schaft sehr militant. In unserem Be­
trieb hatten wir so starke Verhand­
lungspositionen - jetzt zwar weni-
ger -, daß wir nicht auf Unterstüt­
zung von anderen Betrieben angewie­
sen waren, nicht einmal von ande-
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Einen Tag nach diesem Interview wur­
de der Streik abgebrochen. In einer
Urabstimmung entschloß sich die Mehr­
heit der Arbeiter für die Empfehlung
der Betriebsräte zu stimmen, momen­
tan das Unternehmerangebot anzu­
nehmen und neuerliche Lohnverhand ­
lungen in naher Zukunft mit dem Ma­
nagement aufzunehmen.

ren Chrysler-Firmen. Wir erreichten
verhältnismäßig leicht Lohnerhöhun­
gen, wir brauchten dazu keine Soli­
daritätskampagnen. In Zukunft än­
dert sich das bestimmt. Man ver­
sucht die Lasten der Krise auf die Ar­
beiter abzuwälzen, mit Arbeitslosig­
keit' Inflation und deflationärer Po­
litik.

Es gab kaum einen europäischen Staat,
wo nach 1945, wie in Großbritannien,
die Gewerkschaften führend am Sturz
von zwei Regierungen beteiligt wa­
ren, 1970 war es die Labour-Regie­
rung und einige Jahre später die kon­
servative Regierung. Im scharfen Ge­
gensatz dazu steht aber die politisch­
ideologische Ausrichtung der Gewerk-

Italien: Regionalwahlen

Zwei Stellungnahmen, unmittelbar
nachdem die ersten Ergebnisse ein­
getroffen waren, kennzeichnen die
Situation in Italien nach den Wahlen
und zeigen, daß diese Wahlen na­
tionale, ja übernationale Bedeutung
hatten. Der Generalsekretär der KPI
B e r I i n g u e r wertete das Ergeb­
nis als eine Antwort auf alle, welche
die KPI von der Regierungsverantwor-

schaften. Großbritannien ist reich an
Kämpfen und arm an sozialistischen
Organisationsansätzen und antikapita­
listischen Strategien.

+ + +

Für "offensiv links" führte das Inter*­
I view H. S.

tung ausschließen wollen. Dies ent­
spricht dem Konzept, nach dem die
KPI den Wahlkampf geführt hatte:
nicht so sehr gegen die Christdemo­
kraten als gegen ihren rechten Flü­
gel unter dem Parteisekretär Fan­
fan i gerichtet, der jede Regie­
rungsbeteiligung der KPI strikt ab­
gelehnt hatte. Der SP-Mann und
ehemalige Wirtschaftsminister

G i 0 I i t t i hingegen meinte, es
gibt jetzt in Italien eine große sozial­
demokratische Partei, die das Un­
glück hat, kommunistisch genannt
zu werden. Tatsächlich steht der
linke Parteiflügel der Sozialisten
links von der KPI,

Die Christdemokraten (OC) waren in
diesem Wahlkampf mit einem Kreuz­
zugskonzept aufgetreten. 30 Jahre
Mißwirtschaft in den von ihnen ver­
walteten Provinzen und Regionen
und auf nationaler Ebene kamen
mancherorts in einem regelrechten
Zusammenbruch der Verwaltung zum
Ausdruck, z. B. in Rom. Nachdem
der Partei ein Kollaps vorausgesagt
worden war, schaltete Fan fan i
auf Antikomm unism us als den ge­
meinsamen Nenner der zerstrittenen
Partei. Vielleicht hat dies die Nie­
derlage gebremst, verhindert hat er
sie nicht: eine Reihe christ licher Or­
ganisationen gaben die Parole aus,

diesmal links zu wählen, wie z. B.

die "Christen für den Sozialismus".
Sogar die italienischen Bischöfe

I
wagten es diesmal nicht, eine un­
verhüllte Wahlem pfehlung zugun-

sten der DC auszugeben. So hat die

DC denn auch gerade im Randbereich

Stimmen verloren, und zwar so mas­
siv, daß selbst der Zuzug aus dem
rechten Lager dies bei weitem nicht
aufwiegen konnte.

Regionalwahlen 1970 Regionalwahlen 1975

(1) (2) (3) (1 ) (2) (3)

OC 10,303.236 37,8 287 10,707.682 35,3 277

PCI 7,586.983 27,9 200 10,149.135 33,4 247

PSI 2,837.451 10,4 67 3,636.647 12,0 82

PSDI 1,897.034 7,0 41 1,700.983 5,6 36

MSI 1,621.170 5,9 34 1,951. 011 6.4 40

PRI 787.011 2,9 18 961. 016 3,2 19

PLI 1,290.715 4,8 27 749.749 2,5 11

PSIUP 878.697 3,2 16 - - -
PDUP/DP* - - - 417.725 1,4 8

Andere 29.482 0,1 - 70.789 0,2 -
Gesamt 27,231. 789 100,0 690 30,338.737 100,0 720

* PDUP bzw. DP kandidierten nur in 10 Regionen und erhielten dort

1,84"/0 der Stimmen.

(1) Stimmen; (2) Prozente; (3) Sitze in den RegionaIräten.

Die KPI hingegen hat auf allen Uni­

en gewonnen. Mit ihrem kompromiß­
bereiten Verhalten auch den linken
Strömungen in der DC gegenüber
schien sie sich als einzige glaubhaf­
te Alternative der korrupten Regie­
rungspartei gegen über anzubieten.

Das dehnbare Konzept des histori ­
sehen Kompromisses erlaubte es ihr,
die verschiedenen Auffassungen in
der Partei und an ihren Rändern zu
einen. Der Wahlsieg der KPI ist der
größte, den die KPI jemals verbuchen i
konnte. Fraglich bleibt jedoch, ob I
sie ihn im ebensolchen Ausmaß auf i
nationaler Ebene wiederholen kann. I
Es bleibt jedoch die Tatsache, daß

sie ihre Mehrheiten in den drei ro- 'I

ten Regionen Emilia Romagna, Um­
brien und Toskana ausbauen km nte I
und zusammen mit der PSI eine
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Indien: Indira Gandhis nRamatama"

Mehrheit in den Regionen ligurien,
Piemont und den Marchen gewann
und möglicherweise auch in der
Lombardei die Regionalregierung
stellen wird; dazu kommen noch
Mehrh eiten in elf Großstädten, da­
runter Rom.

Die zweite Partei der historischen
Linken, die Sozialisten (PSI), ge­
wannen ebenfalls an Stimmen und
Mandaten. Ihre innere Zerrissen­
heit ermöglicht es ihr aber nicht,
eine klare Linie zu verfolgen. So
stimmte z. B. die Abgeordneten­
fraktion im Mai den von der rechten
De lancierten Notstandsgesetzen zu,
während prominente Vertreter der
Parteilinken sich an der Kampagne
gegen diese Gesetze beteiligten. Die
Gesetze wurden schließlich gegen
die Stimmen der KPI und der unab­

hängigen Linken beschlossen.

Schließlich ist die Kandidatur der
PDUP (Manifesto sowie ein Teil der

Am selben Tag, an dem Premiermi­
nisterin Indira Gandhi von einem Ge­
richt in Allahabad korrupter Wahl­
praktiken für schuldig befunden wur­
de, fand die Stimmenauszählung im
westindischen Bundesstaat Gujerat
statt. Das Ergebnis war für die Neue
Kongreßpartei Gandhis niederschmet­
ternd: sie verlor fast die Hälfte ihrer
Sitze. (Sie hatte 140 von insgesamt
168 Sitzen inne. Im neuen, auf 182
Sitze erweiterten Landtag, hatte die
Kongreßpartei nur mehr 74 Sitze!)
Dabei hatte sich Indira Gandhi an
diesem Wahlkampf besonders stark
persönlich engagiert.

Spätestens am 15. März 1976 müßte
aber ein neu gewähltes Parlament
einen Premierminister beauftragen,
eine neue Regierung zu bilden.
Selbst wenn der Oberste Gerichtshof
das Urteil gegen 1. Gandhi so lange
völlig ruhen lassen würde, bis er
eine endgül~ige Entscheidung getrof­
fen hat - mit einer solchen Hypothek
könnte 1. Gandhi mit ihrem an und
für sich schon rarn ponierten Image als
Erlöserin von sozialem Unrecht und
politischer Unterdrückung in Indien
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ehemaligen PSIUP) interessant. In
fünf Regionen kandidierte sie allein,
in fünf weiteren gemeinsam mit der
Gruppe "Avanguardia operaia" unter
dem Namen "Democrazia proletaria".
Diese Kandidatur verstand sich als
ein Sammelpunkt der Kräfte links
von der KP, als eine Alternative für
alle jene, die das politische Konzept
des historischen Kompromisses ab­
lehnen. Diese Liste erreichte dort,
wo sie kandidierte, knapp 20/0 und
im ganzen 8 Sitze. Es war ein mä­
ßiger Erfolg. Diese Liste hat vor
allem unter dem Argument der ver­
lorenen Stimmen von Seiten der KPI
zu leiden. Das schwerstwiegende Ur­

teil liegt wohl darin, daß es dem
PDUP nicht gelang, über politisier­
te Studenten- und Arbeitergruppen
hinauszukommen. Doch muß hin­
zugefügt werden, daß die Wahler­
gebnisse die tatsächliche Kraft der

PDUP nicht widerspiegeln. *
-A.R.-

kaum zukunftsfroh in den Wahlkampf

ziehen.

Bei den Wahlen im März 1971 wurde
die Neue Kongreßpartei unter 1. G.
überragende Siegerin. (Es fielen ihr
über 2/3 aller Mandate zu). Fast
scheint es, daß I. Gandhi der Rich­
terspruch - mag er nun tatsächlich
auf die Initiative einer standesbe­
wußten Richterschaft in Indien oder
auf sanfte Ermunterung von außen
zurückzuführen sein - den willkom ­
menen Anlaß bot, rechtzeitig vor-
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zuprellen und durch Ausschaltung
aller formaldemo~atischenEinrich­
tungen des Landes mit jeglicher Op­
position - von links und von rechts ­

großaufzuräumen.

Die Ausrufung des Ausnahmerechts
kann nicht zentraler Punkt einer
kritischen Bewertung der Ereignisse
in Indien sein, denn die indische
"Musterdemokratie " nach westlichem
Vorbild war ohnedies nie anders als
abgehobene Sphäre inmitten eines
brodelnden und chaotischen Kessels
von Massenhungertod, Massenarbeits­
losigkeit, extremem Regionalismus,
Sprachen - und Religionsstreits ohne

Ende. Der Vorwurf des Korruptionis­
mus muß zudem geradezu heiter
stimmen in einem Land, dessen ein­
ziges intaktes und allgemein funk­
tionierendes System eben die Korrup­
tion ist.

Für uns sollten jene Fragen von Inte­
resse sein, die unter der Lawine be­
graben zu werden drohen, welche
durch den Richterspruch ins Rollen
gebracht wurden.

Es sind zunächst die Widersprüche in­
nerhalb der herrschenden Klasse In­
diens, die ihren deutlichen politi­
schen Ausdruck in der Spaltung der
Kongreßpartei Nehrus Ende 1969 fan­

den. Das "Syndikat" (der alte Kon­

greß) repräsentiert die Groß- und
Kompradorenbourgeoisie, den Groß­
grundbesitz und Teile des ausländi­
schen Kapitals, während sich der
Neue Kongreß 1. Gandhis auf die
Nationalbourgeoisie, die Mittel- u.
Großbauern stützt. Beider Anhang
erstreckt sich weiters auf die in In­
dien zahlenmäßig übergewaltige

BOOKPOWER



Kleinbourgeoisie wie auch auf das

Halbproletariat. Gegenüber den For­
derungen des "Syndikats" nach Libe­
ralisierung des Außenhandels und
Lockerung der staatlichen zentralen
Planung vertritt der Neue Kongreß
ein Konzept der nationalen Entwick­
1ung durch Förderung des inländi ­
schen Kapitals, Zentralisierung und
Planung der Wirtschaft (Nationalisie­
ru n° der Banken, Erstellung von Fünf-

b ,

jahres- und Zwischenplänen). Zu I
solchen "sozialistischen Zielsetzun-

ß
. I

gen", wie der Neue Kongre Sie ger- 1

ne nennt, gesellt sich eine hemmungs-:
lose verbale und auch - wie der
jüngste Schritt 1. Gandhis zeigt ­
praktische Demagogie ohne greifba-
re Resultate in bezug auf die Hoffnun­
gen der Massen der armen Bauern,
des Angestellten - und Beamtenhee-
res und des riesigen Lumpenproleta­
riats in den Städten, die alle auf
I. Gandhi gesetzt hatten. ( 1. G. vor
Verhängung des Ausnahmezustan­
des, der übrigens nur eine Ver­
schärfung der seit dem Krieg mit
Pakistan fortbestehenden Notstands­
verordnungen bedeutet: "Wer hat
Indien stark gemacht? Wer hat
Pakistan besiegt? Wer hat Indiens
ersten Atomversuch unternommen?

Na wer schon? - könnte man in

diesem Stil weiterfragen. )

DIese und die Außenpolitik der Block­

freiheit hat die seit ihren Anfängen
durch blindes Befolgen der unsinnig­
sten Weisungen der Komintern schwer
diskreditierte und später an der Spal­
tung der kommunistischen Weltbewe­

gung selbst in viele Teile zerbroche­
ne KP Indiens (ePI) mitsamt den
ganzen aus äußerst gegenwärtigen
und lebendigen Traditionen Indiens
resultierenden Schwierigkeiten vor
schier unlösbare Probleme gestellt.

Die moskauorientierte ePI ist ein
Wurmfortsatz der Neuen Kongreß­
partei 1. Gandhis, von der sie bei
jeder Gelegenheit in ihrer Liebeswer­
bung gedemütigt und zurückgewie­
sen wird. Ihr Verhalten gegenüber
der zunächst stärkeren, später wie­
der gespaltenen unabhängigen ePI
(Marxist) spricht für sich: als die
von der ePI (M) geführte Vereinigte
Linke Front bei den Wahlen in West­
bengalen 1971 119 von insgesamt 270
Sitzen errang und der Neue Kongreß
104, entschied sich die von der mos­
kautreuen ePI geführte Vereinigte
Demokratische Front mit ihren 25

Sitzen lieber für eine Koalition mit
dem Neuen Kongreß! Beide ePI 's
sind neben mittleren und kleinen
Bauern vor allem im städtischen Pro­
1etariat verankert, dies aber auch
nur stärker und ausgeprägter in be­
stimmten Regionen und Bundesstaa­
ten.

Die von der ePI (M) abgespaltene
ePI (ML) übernahm zunächst ganz
starr das Maosche Konzept des Kam­
pfes auf dem Land und erweiterte
erst später ihre revolutionäre Taktik
auf die Städte. Sie gewann erhebli­
chen Einfluß auf die Naxalbari-Re­
volte. (Erst am 12.6.1975 meldete
der International Harald Tribune,
daP.l die Naxaliten wieder aktiv ge­
worden sind. Sie gingen wieder mit
bewaffneten Aktionen in Andrah Pra­
desh gegen Großgrundbesitzer und
Polizeistationen auch in Westbenga­
len vor.)

Während die ePI (ML) unerschütter­
lich von der in jeder Situation und
Lage richtigen und gültigen Linie
der Partei ausgeht, versucht eine

andere maoistische Gruppe, die
Andrha - Komm unisten flexibler vor­
zugehen und zwischen dem Stand der
Kämpfe und der Verankerung in den
Massen die realistische Distanz mit
ins politische Kalkül zu ziehen. Ein
Großteil dieser Gruppe ist noch vor
Verhängung des Ausnahmezustandes
und der amollenden Massenverhaf­
tungswelle in den Untergrund gegan­
gen. Ein anderer Teil von ihnen fnllt
nun die Gefängnisse zusammen mit

Oppositionellen aus der rechten

"Großen Allianz" und dem "Syndikat", I

sowie widerspenstigen Mitläufern aus !
der eigenen Partei 1. Gandhis.

Die ePI (R), die moskauhörige KP,
blieb unangetastet. Von ihr braucht
I. G. auch wirklich nichts zu befürch­
ten. Sie wird braver und folgsamer
sein, als der eigene linke Flügel des
Neuen Kongreßes. Und mit ihr jubelt
Moskau über die von 1. Gandhi ent­
fesselte Säuberung in Indien. Dies
zu erklären - mit allem dazugehöri­
gen Ekel vor soviel offen dargebrach­
tem Opportunismus - ist nicht schwer.

Indien ist der asiatische Gegenspieler
der VR China. Seine strategische Po-
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Womit wir beim zweiten Teil der
Groteske sind: Die Schmiergelder
waren zwischen Sosnnwski und dem
Firmenchef der "Möbelprojekta",
einem gewissen Herrn Egli verein­
bart worden. Dieses ist aktenkundig

und wurde auch von Herrn Egli an­
läßlich des erstinstanzlichen Verfah­
rens zugegeben. Während aber sein
Angestellter Haefelin nun zehn Jahre
brummt, ist Herr Egli (Anteil an der
"Möbelprojekta" : 900/0) nach wie vor
gern gesehener Gast der obersten Par­
teispitzen und schloß erst dieser Ta­
ge den vorhin erwähnten insgesamt
700-Millionen-Schilling-Vertrag mit
dem Außenministerium ab - er wird
in der Zwischenzeit sicherlich schon
einen neuen Angestellten gefunden
haben. Vom Verteidiger Haefelins
darauf angesprochen, wieso der Chef
als Anstifter eines Wirtschaftsdeliktes

besonderen Gefährlichkeit des Schul­
digen - vor. Nun ist aher die Gefähr­
lichkeit des - übrigens hochdekorier­
ten Parteimitglieds - Sosnowski mit
seiner Enttarnung nicht mehr gegeben.

Die Ware, die Sosnowski für das
staatliche Importunternehmen einge­
kauft hatte, war darüberhinaus zu­
mindest so einwandfrei, daß dieser

Tage das Moskauer Außenministe­
rium einen Vertrag in der Höhe von
450 Millionen Sc hilling unterzeich­
nete.

Lieder des spanischen
Bürgerkriegs I ••
L.ieuer gesungen von Ertl>l HlIS~h,

Pete Seeger u.a, VOll uen Interna­
ti(.'malcn Brigaden, d<:n) ;.~nll·l"d ... ani ..
sehen "L.incoln-BataJil,,,," lI,a. O'e
Thälmann-KolollTh' : lIans Beim'
ler / Das Lieu von U", Einheits­
front / Lied der Internationalen
Brigaden / Oie Moorsoldatcn " Los
cuatro generalt's / Jarama Vallcy /
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Quill<'<: IIngada / EI Q"into Regi­
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Beide Urteile sind unwahrscheinlich
grotesk. Tatsächlich sieht das sowje­
tische Strafrecht Todesurteile - al­
lerdings unter der Voraussetzung der

Die Vorgeschichte ist kurz erzählt
und überhaupt typisch für das Lieb­
lingskonzept unserer KP, nämlich
den Ausbau des Osthandels als Kri­
sensicherung; atypisch ist lediglich
die Tatsache, dal! die Geschichte
vor Gericht kam. Die Schweizer
Firma "Möbelprojekta" hatte mit
der sowjetischen Importfirma "Sojus­
komplektmebjel" Kontrakte in der
Höhe von rund 250 Millionen Schil­
ling abgeschlossen, der sowjetische
Generaldirektor des Importunterneh­
mens 45.000 Rubel als "Prämie"
kassiert. Der Schweizer Angestellte
Haefelin, der zu 100/0 an der Firma
beteiligt war, beging die Unge­
schicklichkeit, sich auf dem Mos­
kauer Flughafen mit der schwarz
eingeschmuggelten Bestechungssum­
me erwischen zu lassen.

Dieser Tage bestätigte ein sow jeti-
sc hes Revisionsgericht die erstinstanz ­
lichen Urteile gegen den Schweizer
Ost - Händler Walter Haefelin lind sei-

nen Moskauer Kontraktpartner Juri
Sosnowski: Ersterer erhielt wegen ak­
tiver Bestechung 10 Jahre Zwangsar­
beit, letzterer wegen passiver die
Todesstrafe. Beide Angeklagten
durften der Verhandlung nicht bei­
wohnen.
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sition am Indischen Ozean stößt ins
Auge. Der indisch-sowjetische Freund­
schaftsvertrag von August 1971 hat die
Neutralität und ßlockfreiheit Indiens
mit einer starken sowjetischen Schlag­
seite versehen: es darf laut Abkommen
keinerlei Bindungen eingehen, die
Moskau militärisch zum Nachteil
gereichen würden. In indischen
Kriegshäfen sind sowjetische Berater
tätig, Spezialdocks für U-Boote so­
wjetischer Bauart wurden angelegt, die
im Notfall auch von der sowjetischen
Flotte benützt werden könnten. Für
1. Gandhi ist im Aufmarsch der mili­
tärischen Kräfte im Indischen Ozean
die SU eine "Friedensrnacht" - für die
SU ist Indira Gandhi nachgerade eine
Sozialistin; daß sie friedliebend ist,
das versteht sich von selbst, seitdem
der indisch-chinesische Grenzkonflikt
und die Intervention Indiens in Ban­
gla Desh als durch und durch defen­
sive, im Interesse der Wiederherstel­
lung des Friedens und der Abwehr von
fremden Aggressionen auf der Seite
Indiens sowjetischerseits eingeschätzt
werden. Es wäre nicht das erste Mal,
daß Moskau eine Diktatur der natio­
nalen Bourgeoisie unterstützt. Und
es ist auch nicht das erste Mal, daß
sie dabei von den demokratischen
und revolutionären Kräften mit die-
ser Diktatur gleichgesetzt wird.

Z.P. *

r--'-'-----
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Grünes Licht
für Ihren Besuch

bei uns.
Grünes licht~ flirSie
LÄNDERBANK

in einem Arbeiterstaat sich gern ge­
sehen herumtreiben könne, während
sein Angestellter dafür zu büssen hät­
te, wurde mit dem lapidaren Hinweis
des Staatsanwaltes beantwortet, nach
dem sowjetischen Recht könne Mitbe­
teiligten eines bestimmten Deliktes
Straffreiheit gewährt werden.

Die bürgerliche Presse lacht sich ins
Fäustchen: "Obschon es einerseits

an ihrer Schuld nicht zu rütteln gibt,
muß man andererseits doch feststel­
len, daß in dieser Sache gegenüber
den verschiedenen Beteiligten bei
der Anwendung des sowjetischen Ge­
setzes mit höchst unterschiedlichen
Ellen gemessen worden ist. Der Ein­
druck bleibt, daß man da aus einem
trüben Teich nur zwei Fische heraus­

gegriffen hat, die anderen aber -
aus welchen Gründen auch immer ­
ungehindert weiterschwimmen und
Geschäfte treiben läßt, auf die der
Sowjetstaat offenbar trotz dem an­
rüchigen Hintergrund nicht verzich­
ten will", meint etwa hämisch die
"Neue Zürcher Zeitung" zu dem

Fall.
Wer hier wohl dem Antikommunis ­

mus Vorschub geleistet hat? *
R.P.

Bist Du jung,
gesund und frei
dann komm'
in unsere
Druckerei!

Wir wollen die Arbeit etwas mehr
aufteilen. Dazu brauchen wir neue
Mitarbeiter. Wer Interesse hat soll
uns anrufen oder schreiben. Bei uns
herrscht schöpferisches Chaos, ein
Nervenzusammenbruch ist auch mög­
lich. Ansonsten kann man Zeitungs­
rnachen lernen und an einer linken
Zeitung mitarbeiten wo es keine
Zensur durch Inserenten gibt.

Redaktion "offensiv links",
1090 Wien, Porzellang. 33a/IV/4
Telefon: 34 67 145.

•

Soziologie ­
gibt's die?

Daß den Soziologiestudenten durch
einen Ministeriumserlaß verboten
wurde, ihr Studium abzuschließen,
wenn sie nicht der neuen, die Stu­
dienbedingungen erheblich erschwe­
renden Diplomstudienordnung zustim-

men, haben wir im März-OL berich­
tet.

Nun sind die ersten Kollegen dabei,
ihre 1. Diplomprüfung abzulegen und
können, wie vom Ministerium beab­
sichtigt, nicht nach der alten Studien
ordnung (phil. Rigorosenordnung) fer­
tigstudieren. Seit März hatte ein Ko­
mitee für Aktionen gegen das Mini­
sterium mobilisiert, um die Möglich­

keit des Studienabschlusses nach der
Rigorosenordnung durchzusetzen. In
Erinnerung an den gescheiterten zwei­
tägigen Warnstreik im Novem ber wur­
de ein aktiver, für weitere Aktionen
mobilisierender Streik durchgeführt.
Nachdem während des Streiks zwar
eine Delegation im Ministerium em­
pfangen wurde, dort aber keine ver­
bindlichen Zusagen erhielt, wurde
eine Inistitutsbesetzung beschlossen.

Die Institutsbesatzung (Professor Bod­
zenta und Assistenten) reagierte äus­
serst panikerfüllt: ein Studienrichtungs­
vertreter, der in Bodzentas Büro ging,
wurde von diesem mit den Worten:
"Wenn sie nicht sofort rausgeh'n,
können's bei mir net dissertieren!"
empfangen, draußen wurde Bodzenta
handgreiflich. Dozent Zapotocky
drohte sofort mit Anzeigen an alle
Institutsbesetzer und schrieb sich to­
tenbleich jeden auf, den er sah, die
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Gleichzeitig hört man aus dem Mini­
sterium' daß nicht sehr viele Gründe
für die Erhaltung des Studienversu­
ches Soziologie sprechen und er da­
her möglicherweise aufgelöst wird,
wenn ... ja, wenn die Studenten
nicht bald irgendwelche Fürsprecher
finden und im übrigen zu einer kon­
struktiven Mitarbeit in der Studien­
kommission (Gremium zur Durchfüh­
rung der Studienreform) bereit sind.

nen werden (Rektor Korninger wört­
lich: "Also, wenn's keine Soziologie­
studenten waren, die die Putzfrau
niedergeschlagen haben, dann waren
es vielleicht die Politologen, die sind
ja auch so wild ••. ")

Eine feste Zusage, daß die von der
Diplomordnung Betroffenen fertig­
studieren können, ist nicht erreicht
worden. Man kann sicher sein, daß
Uni - und MinisteriumsbÜTokratie im
Herbst mit weiteren Überraschungen
aufwarten werden. Dringendste Auf­
gabe wird es sein, zumindest an der
Uni die Isolation der Soziologiestu­
denten zu durchbrechen und die Be­
deutung der Vorgänge am Soziologi­
sehen Institut für die Auseinander­

setzung mit der Hochschulreform *
aufzuzeigen.

lang zugesperrt. Professor Bodzenta
ließ sich vom Amtsarzt leichte Kör­
perverletzung bescheinigen. Dozent
Zapotocky gab angeblich bereits die
Liste der Institutsbesetzer weiter und
verbreitete außerdem das Gerücht,
Soziologiestudenten hätten an der Uni

eine Putzfrau niedergeschlagen; offen­
sichtlich soll eine Kriminalisi erungs­
welle vorbereitet werden und gleich­
zeitig eine Diffamierungskam pagne
gegen die Institute mit fortschritt­
lichen Studentenvertretungen begon-

Bestelll{arte für .,.,offensiv linl{S"

Fortsetzung von Seite 23

Studenten wurden angeschrien und
bedroht.

1040 WIEN, ßELVEDEREGASSE 10 schicken.
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Am nächsten Tag fand eine Pressekon-

I
ferenz statt, das Ministerium reagier- I
te nun so, daß es alle Schuld an der

I
Lage von sich wies und an das Profes ­
sorenkollegium verwies und gIeichzei-

1

1 tig feststellte, alle Soziologiestuden-
ten studierten eigentlich illegal. I

I Seither ließ es nichts mehr von sich I

Ihören, das Institut wurde eine Woche I

I
I
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I'

I:
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